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Grußwort 

Liebe Leserinnen und Leser, 

gemessen an der fast 1200jährigen Geschichte unserer Stadt 
beschreibt die vorliegende Broschüre eine verschwindend 
kurze Etappe der Entwicklung Magdeburgs. Vor diesem Hin­
tergrund ist es überaus beeindruckend, was in den Jahren 
der Weimarer Republik geleistet wurde. 

Zur Not und Verzweiflung, die der verlorene Erste Weltkrieg 
auch in Magdeburg hinterlassen hatte, mußte die Stadt wei­
terhin mit den Hinterlassenschaften der preußischen Monar­
chie ringen. Zwar hatten Industrialisierung und Modernisie­
rung der Landwirtschaft Magdeburg im 19. Jahrhundert zu 
einer stürmischen wirtschaftlichen Entwicklung verholfen. Doch 
die Folgen der langen Festungszeit waren längst nicht über­
wunden. 

Linderung der extremen Wohnungsnot, Schaffung neuer ln-
dustrieansiedlungen und Erneuerung der Trinkwasserversor­
gung hießen die Schwerpunktaufgaben für die junge Demo­
kratie. Der Magistrat unter Führung seines sozialdemokrati­
schen Oberbürgermeisters Hermann Beims ging diese Her­
ausforderungen energisch an. In Rothensee entstanden mo­
derne Industrieanlagen, auf der Rotehorninsel Stadthalle und 
Ausstellungsgelände, der Bau des Mittellandkanals beförder­
te Schiffsverkehr und Handel, und 1930 konnte - trotz Welt­
wirtschaftskrise - die Wasserversorgung aus der Colbitz-Letz-
linger Heide beginnen. 

Binnen weniger Jahre schaffte die einstige Festung den Schritt 
in die Moderne und erlebte zudem eine einmalige kulturelle 
Blüte: Magdeburg war Stadt des Neuen Bauens und Treff der 
Künstlervereinigung „Die Kugel", lud 1927 zur Deutschen Thea­
terausstellung, und mit rund drei Dutzend Filmtheatern galt 
Magdeburg als die Kinostadt Mitteldeutschlands. 

Was in der historisch kurzen Epoche zwischen 1919 und 1933 
vollendet oder begonnen wurde, ist bis heute ganz unverwech­
selbar ein Stück Magdeburg. Deshalb begrüße ich es, daß 
die vorliegende Broschüre die Kommunalgeschichte während 
der Weimarer Republik schildert. Die Darstellung ist nicht nur 
ein bedeutender Beitrag zur Aufarbeitung unserer Stadbau-
geschichte, sondern befördert zugleich ein differenzierteres 
Bild von einer Zeit, über die vor allem jüngere Generationen 
recht wenig wissen. Ich wünsche der Dokumentation zur „Kom­
munalgeschichte der Stadt Magdeburg während der Weima­
rer Republik" viele interessierte Leser. 

Dr. Willi Polte 

Oberbürgermeister 
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Vorwort 

Der Organismus Stadt ist nicht allein durch die Architektur 
und den Stadtgrundriß bestimmt, sondern das Zusammen­
spiel aller sozialen, wirtschaftlichen und politischen Kräfte be­
stimmen die Vitalität der Stadt. 

Zu Beginn der Weimarer Republik ist Magdeburg wesentlich 
durch die städtebauliche und wirtschaftliche Entwicklung des 
19. Jahrhunderts gekennzeichnet. Die Auswirkungen des er­
sten Weltkrieges waren noch nicht überwunden. 

Die dynamischen Veränderungen in den neuen Bundesländern 
sind von einem energischen Druck politischer, sozialer und wirt­
schaftlicher Interessen bestimmt. Damit setzt eine Entwicklung 
ein, die oft neben den positiven Veränderungen mit dem Ver­
lust der Eigenart bestimmter Städte - wie in den alten Bundes­
ländern - verbunden ist. Das trifft nicht nur für das Zentrum 
Magdeburgs zu, sondern auch für die dörflichen Strukturen, für 
die Kulturlandschaften in den Stadtrandbereichen - im Weich­
bild der Stadt - mit einem hohen Anteil an natürlichen Land­
schaftsteilen. Ein Ende dieser Entwicklung ist nicht abzusehen. 
Hier wiederholt sich heute ein Prozeß, der schon in den 20er 
Jahren zu einer erheblichen Veränderung der gesamten Stadt 
führte, jedoch nicht die Qualität erreicht. 

Im 19. Jahrhundert, insbesondere in dessen zweiter Hälfte, 
führte die stürmische Industrialisierung in Magdeburg und 
seinen Vororten zu einem raschen Anstieg der Bevölkerungs­
zahlen. Der Festungsstatus der Stadt ließ jedoch deren Flä­
chenausdehnung kaum zu, was zu einer immer stärkeren 
Verdichtung innerhalb der Festung führte. Es entstand ein 
Konglomerat, das in seiner Dichte mit Berlin vergleichbar war 
und erst durch den Abbruch der alten Stadtmauern und den 
Bau des neuen Festungsgürtels 1870 neue Stadterweiterun­
gen zuließ. Dazu gehört nach 1870 im südlichen Stadtgebiet 
(Südfront) der planmäßige Aufbau des Gebietes zwischen Dom 
und Hasselbachplatz. Dessen Ergebnis wurde in den 20er Jah­
ren aus wohnungswirtschaftlicher Sicht als erschreckend ein­

geschätzt, der Widerspruch zwischen 
Fassadenpracht und der Enge der Hin­
terhöfe beklagt. 

Weitere Stadterweiterungen (1888 an 
der Nordfront) und insbesondere die 
neue Bauordnung von 1906 brachten 
Verbesserungen im Wohnungswesen: 

ein maximales Verhältnis von Ge­
bäudehöhe zu Straßenbreite 
Mindestbelichtung 
Stockwerksbegrenzung 

Seiten- und Hinterhäuser blieben jedoch 
nach wie vor. 
Eingemeindung der Vororte und Aufhe­
bung der Festung und des Schußfeldes 
ließen die Stadt zu einem kompakteren 
Baugebiet zusammenwachsen. 

Im Zuge der Industrialisierung und Ver­
städterung in der 2. Hälfte des 19. Jahr­
hunderts hatten sich für große Teile der 
Bevölkerung katastrophale Wohnver­
hältnisse ergeben. Eine leichte Tendenz 
zur Besserung ergab sich etwa ab 1900. 
Der 1. Weltkrieg jedoch setzte dieser 
Entwicklung ein abruptes Ende, die 
Wohnungssituation verschärfte sich zu­
sehends, so daß am Ende des Krieges 
die Wohnungsnot vor allem in den deut­
schen Großstädten katastrophale Aus­
maße annahm. Die Gründe hierfür wa­
ren insbesondere folgende: 

In den Kriegsjahren kam der Woh­
nungsbau völlig zum Erliegen. 
Die Wirtschaftskrise nach dem Krie­
ge verhinderte Wohnungsbau, Ka­
pital wurde in gewinnträchtigerer In­
dustrie investiert. 

Sozialdemokratischer Parteitag in Mag­
deburg 1929: Ein Buch über das Wer­
den und Wirken der Deutschen Sozial­
demokratie in der Stadt Magdeburg und 
dem Bezirk Magdeburg-Anhalt 
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Magdeburger Altstadt mit 
den Erweiterungen aus der 
Gründerzeit an der Süd-
und Nordfront (bis 1945 ge­
schlossen erhalten) 



Aus: Statistisches Jahrbuch 1935 

- Ansteigen der Bevölkerungszahl durch Flüchtlinge aus 
vom Reich abgetrennten Gebieten und durch den Trend 
der Landflucht bedingt durch den Wunsch nach Arbeit. 

Zu all dem kam die Hypothek des bereits vor dem Kriege quan­
titativ und qualitativ völlig ungesättigten Wohnungsmarktes. 
Das Wohnungselend insbesondere in der Altstadt Magdeburgs 
erforderte dringend die Aussonderung von baulich und hygie­
nisch unzumutbaren Wohnungen. Die Überbelegung der Woh-

(aus: „Von der Alten Bude zum faschistischen Konzern" Teil 1 
1836-1945 Betriebsgeschichte der Stammwerte VEB Schwer­
maschinenbau „Karl Liebknecht" Magdeburg, Magdeburg 1982 
S. 55) 

nungen, vor allem der Kleinwohnungen, machte eine erhebli­
che Erweiterung des Wohnungsbestandes erforderlich. 

Die Verbesserung der Situation im Wohnungswesen wurde 
ein dringliches Problem. Gefördert durch die Ideen der Gar­
tenstadtbewegung, die Baugenossenschaften, die Arbeiterbe­
wegung und durch sozialdemokratische Auffassungen des 
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Plan der Bevölkerungsentwicklung aus dem Statistischen Jahrbuch 1935 
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damaligen Magistrats und des damaligen Oberbürgermeisters 
Hermann Beims wurden neue städtebauliche Ziele für Mag­
deburg entwickelt. 

Ziel des sozialen Wohnungsbaues war es, für breite Kreise 
der Bevölkerung gesunde Wohnungen zu erschwinglichen 
Preisen bereitstellen zu können. Wohnungsbau sollte nicht am 
Gewinn der Wohnungseigentümer, sondern an den Bedürf­
nissen der Bewohner orientiert sein. Dazu war ein umfangrei­
cher Wohnungsneubau erforderlich, der an Hygiene-Forde­
rungen (Licht, Luft, Sonne), ausreichenden Wohnungsgrößen 
und an seiner Funktionserfüllung gemessen wurde. Mit be­
schränkten wirtschaftlichen Möglichkeiten mußten diese For­
derungen gelöst werden. 

Die Wirtschaftssituation nach dem 1. Weltkrieg erlaubte je­
doch keine umfangreiche Bautätigkeit. Durch Umnutzungen 
und Notunterkünfte konnte die Wohnungssituation allenfalls 
minimal verbessert werden. So blieben bis zur wirtschaftlichen 
Konsolidierung die Überlegungen Theorie, an eine komplette 
Umsetzung innerhalb kurzer Zeit war nicht zu denken. Der 
wirtschaftliche Zusammenbruch erfolgte mit rasanter Ge­
schwindigkeit und traf die Arbeiter in den Fabriken besonders 
hart. Notgeld und Hoffnungslosigkeit bestimmten das Bild der 
Bevölkerung. 

Zu dieser Zeit entwickelte Bruno Taut den Generalsiedlungs­
plan von Magdeburg, der von seinem Kollegen Göderitz in 
den Jahren 1921 bis 1933 fortgeschrieben wurde. Magdeburg 
verfügte damit über einen qualitätvollen und weitsichtigen 
Handlungsrahmen für die städtebauliche Entwicklung. Im kom­
plexen Herangehen an die Großstadtentwicklung mit einer Per­
spektive Magdeburgs als wirtschaftliches Zentrum des mittel­
deutschen Raumes wurden die Schleifung der Festungsanla­
gen, die Eingemeindung von Vororten, die Grundsätze für die 
zukünftige städtebauliche Entwicklung und das Wachstum der 
Stadt, Verkehrs- und Wirtschaftsprobleme bearbeitet. Für den 
Wohnungsbau von Bedeutung sind die Trennung von Indu­
striegebieten und Wohn- und Erholungsflächen, die vorgese­
hene Dezentralisation der Wohngebiete und die Schwerpunkt­
setzung des Wohnungsbaues im Westen, später auch im 
Osten der Stadt. Hygienische Bedingungen (Hauptwindrich­
tung, Durchgrünung) und die Wegebeziehungen zu anderen 
Stadtgebieten spielten eine wesentliche Rolle. 

Auf der Grundlage der städtebaulichen Planung war es so­
wohl möglich, eine langfristige kommunale Bodenerwerbs- und 
-vorratspolitik zu betreiben als auch über Planung, Bauland­
vergabe, Wohnungsbauförderung und Genehmigungserteilung 
die Qualität des Wohnungsbaues positiv zu beeinflussen. Die 
Vergabe von Bauland erfolgte nicht mehr zu freiem Eigentum, 
sondern im Erbbaurecht, um den Einfluß der Stadt auf die 
Baugestaltung zu sichern und den Boden sowie die Neubau­
wohnungen der Spekulation zu entziehen. Es wurde erkannt, 
daß Boden keine Ware sein darf. 
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Strukturplan aus dem Jahr 1993 
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Der Wohnungsbau wurde in räumlich ausgedehnten Bauvor­
haben zusammengefaßt. Hierdurch wurde eine günstige Auf­
schließung des Baugeländes ermöglicht, rationelle Baume­
thoden konnten eingesetzt werden. Nicht zuletzt konnte die 
Planung vereinfacht und die angestrebte architektonische Ein­
heitlichkeit verwirklicht werden. 

Magdeburg war in der günstigen Situation, auf mehrere große 
und bewährte Baugenossenschaften zurückgreifen zu können. 
Traditionen wurden fortgesetzt und weiterentwickelt. Durch die 
Arbeit der gemeinnützigen Bauvereinigungen konnte mit nur 
16 Bauherren fast der gesamte Wohnungsbau realisiert wer­
den. Eine große Rolle hierbei spielte der 1920 gegründete 
Verein für Kleinwohnungswesen, ein Zusammenschluß von 
zunächst 6 gemeinnützigen Bauvereinigungen unter Beteili­
gung der Stadt Magdeburg. 

Die Leistungen der gemeinnützigen Bauvereinigungen ver­
deutlicht die Tatsache, daß in den Baujahren 1925/28 von den 
5.476 errichteten Wohnungen allein 5.184 durch diese Bau­
vereinigungen erstellt wurden, während sich die restlichen auf 
die Stadt als Bauherren (60 WE), die Bauhütte (114) und die 
private Bautätigkeit sowie Einzelsiedler (118) aufteilten. 

In den 20er Jahren wurde der Wohnungsbau in einem bisher 
nicht dagewesenen Ausmaß zur Aufgabe für Architekten und 
Stadtplaner. Für Magdeburg von wesentlicher Bedeutung war 
Bruno Taut, der drei Jahre lang als Stadtbaurat die Architek­
turauffassungen prägte. Im März 1921 übernahm der damals 
Vierzigjährige sein Amt in der Stadt Magdeburg, in der er vor­
her bereits tätig gewesen ist: als Architekt der Deutschen Gar-
tenstadtgesellschaft verhalf er der Gartenstadt-Reform zu funk­
tionell und gestalterisch überzeugenden Entwürfen für Rei­
henhäuser. Taut entwickelte eine umfangreiche Öffentlichkeits­
arbeit, denn Stadtentwicklung und Bauen sollte die Sache al­
ler werden. Er gab Publikationen heraus, schrieb und disku­
tierte in der Tagespresse, hielt Vorträge. 

(aus: Speidel, Manfred: Bruno Taut Retrospective Nature und 
Fantasy, Tokio 1994, S. 20) 

Taut war bemüht, für sein Bauamt einen Stamm befähigter 
und gleichgesinnter Mitarbeiter zu gewinnen. Diese setzten in 
der Zeit der Weimarer Republik sein Werk fort und konnten 
vieles von dem verwirklichen, was zu Tauts Zeiten Idee und 
Planung bleiben mußte. Die für den Wohnungs- und Siedlungs­
bau entscheidenden Architekten und Stadtplaner waren Jo­
hannes Göderitz, Carl Krayl, Konrad Rühl, Georg Gauger, Willy 
Zabel und Paul Wahlmann, nicht unerwähnt bleiben darf die 
fotografische Dokumentation dieser Epoche durch Xanti Scha-
winsky. 

Die Siedlungen der 20er Jahre in Magdeburg, insbesondere 
die in den Formen des Neuen Bauens, setzten gestalterisch 
wie funktionell Maßstäbe im sozialen Wohnungsbau. Auf der 
Grundlage einer hohen Ästhetik wurden trotz wirtschaftlicher 
Beschränkungen gestalterische und soziale Ziele verfolgt und 
auch durchgesetzt: 
- einfaches Gestalten in guten Proportionen 
- klares Gliedern städtebaulicher Räume 
- Betonen der Eigenart vorgefundener Situationen und da­

mit individuelles Planen der Siedlungsform, der Straßen 
und Freiräume 

- Einsatz intensiver Farben, eine durchgehende komplexe 
Gestaltung 

und nicht zuletzt: 
- der Mensch als Maßstab für die Größe der städtebauli­

chen Einheiten, der Gebäude und Räume. 

Die politische Umsetzung der planerischen Idee erfolgte durch 
den Oberbürgermeister Hermann Beims und die Stadtverord­
netenversammlung, die noch heute für Deutschland richtungs­
weisenden Wohnungsbau beschlossen haben. Die bis heute 
vergleichbar positive Bewertung der Hermann-Beims-Siedlung 
aus der Sicht ihrer Bewohner dürfte auf die für ihre Zeit vor­
bildliche Lösung des Wohnungsbaues zurückzuführen sein. 
Die Qualitäten haben noch heute Bestand und begründen eine 
historische Kontinuität des Neuen Bauens in Magdeburg. Sied­
lung der 20er Jahre mit ihrer vor mehr als sechs Jahrzehnten 
errichteten Bausubstanz bedarf weiterer und intensiver Sa­
nierung, die die Wiederherstellung ursprünglicher Qualitäten 
mit einer Anpassung an heutige Bedürfnisse verbindet, aber 
auch die Gefahr in sich bergen kann, Erhaltenswertes zu zer­
stören. 

Neben den Städten Berlin, Frankfurt/Main, Hamburg und Stutt­
gart ist es vor allem Magdeburg, wo der soziale Wohnungs­
bau im wesentlichen vom Gedankengut des Neuen Bauens 
geprägt wird. Und - abgesehen von Frankfurt/Main und Berlin 
- sind die Siedlungen des Neuen Bauens wohl in keiner deut­
schen Stadt so stadtbildprägend und geschlossen wie in Mag­
deburg erhalten. Hinzu kommt, daß Magdeburg eine durch­
aus eigenständige Architekturentwicklung durchlaufen hat. 

Heutiges Ziel ist es, den Bewohnern Magdeburgs die Augen 
für die besondere Qualität des Städtebaus der 20er Jahre zu 
öffnen, den Blick für die architektonischen Qualitäten zu schär­
fen und sie für den sorgsamen Erhalt zu gewinnen. Wesentli­
che Stadterweiterungen des heute politisch beschlossenen 
Strukturplanes (1993) der Stadt Magdeburg dokumentieren 
die Gedanken und die ganzheitliche Betrachtung Bruno Tauts 
und Johannes Göderitz's. Der Generalsiedlungsplan von 1923 
hat nichts an Aktualität verloren, im Gegenteil, er ist aktueller 
als je zuvor und muß jetzt im neuen Flächennutzungsplan der 
Stadt Magdeburg präzisiert werden. 

Eckhart W. Peters 
Klaus Schulz 
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Kriegsniederlage und die unmittelbaren Folgen 

Mitte 1918 stand Europa an der Schwelle zum fünften Kriegs­
jahr. Die Länge des Waffenganges, die hohen Blutopfer und 
die sich ständig verschlechternden Lebensverhältnisse hat­
ten bei der Mehrheit der Deutschen an die Stelle der Euphorie 
des August 1914 längst Ernüchterung und Resignation treten 
lassen. Aber noch keimte die Hoffnung, der Krieg könnte in 
Kürze mit einem Sieg beendet werden. Der Balkenüberschrift 
im "Magdeburger Generalanzeiger" "Die Schlacht an der Mar­
ne zu unserem Gunsten entschieden" (19. Juli 1918) folgten 
in den kommenden Wochen weniger optimistische Verlautba­
rungen. Jedoch nur der aufmerksame, kritische Leser vermu­
tete hinter Frontberichtsmeldungen auf den Titelseiten wie 
"Planmäßige Fortsetzung der großen Nachhutschlacht", 
"Feindliche Angriffe überall abgewiesen", "Lebhafte Vorfeld­
kämpfe vor den neuen Linien" die nun schnell aufziehende 
militärische Niederlage. Aber noch war der Optimismus der 
patriotischen Kreise im "Roten Magdeburg" groß. Weisungen 
und Aufrufen "von oben" folgend, wurden die letzten Reser­
ven mobilisiert. Der "Vaterländische Sammel-Helferdienst" 
organisierte unter Einsatz der Lehrer und Schüler die "lücken­
lose Absuchung aller Haushaltungen" nach Abfall- und Roh­
stoffen für die Kriegs- und Volkswirtschaft.1 Die Städtischen 
Bühnen veranstalteten am 17./18. August "Magdeburger Op­
fertage", deren Erlös den Soldaten zugute kam.2 Im Septem­
ber erreichte die Kampagne zur Zeichnung der 9. Kriegsanlei­
he ihren Höhepunkt. Die Bürger wurden mit sinnigen Parolen 
wie "Nicht sorgen und quälen, nicht die Feinde zählen - Tu 
entschlossen still, was die Stunde will! Zeichne die Neunte!" 
aufgerufen, die letzten Ersparnisse für die Fortführung der 
militärischen Auseinandersetzungen zur Verfügung zu stellen.3 

Aber auch die Stadt selbst sollte Opfer bringen. So wies Ende 
Juli die "Metall-Mobilmachungsstelle" des Kriegsministeriums 
den Magistrat an, das Artilleriedenkmal (Friedrichstadt), das 
Siegesdenkmal (Neustadt) sowie die Standbilder von Kaiser 
Friedrich (vor Museum) und Otto von Guericke (neben Rat­
haus) zum Einschmelzen abzuliefern. Auch mußten bisher 
geschützte, als wertvoll eingestufte Glocken der Johannis- und 
der Heiligegeistkirche "zum Wohle des Vaterlandes" den Weg 
in den Schmelztiegel antreten.4 

In all den Kriegsjahren schien ansonsten das Alltagsleben der 
Magdeburger - scheinbar unberührt von dem weit entfernten 
Waffenlärm - seinen gewohnten Gang zu nehmen. Die städti­
schen Körperschaften traten zusammen und trafen Entschei­
dungen, das geistig-kulturelle und gesellige Leben erfuhr nur 
wenige Einschränkungen, während die Soldaten an der Front 
fielen und ihre Todesanzeigen die Zeitungen füllten. So gab 
es Anfang Oktober 1918 im Schloß-Kaffee ein Nachmittags­
konzert, das "Ballett Charell" gastierte im Fürstenhof-Prunk­
saal und im Viktoria-Theater wurde das Marinespiel "Klar zum 
Gefecht" aus der Taufe gehoben. Über die vom Magdeburger 
Kabarett im Kaffeehaus Hohenzollern veranstalteten Künst­
lerspiele lesen wir, es "wurde herzhaft gelacht und gutem Wein 
zugesprochen."5 Das städtische Leben und Treiben im Spät­
sommer/Frühherbst 1918 wird sehr anschaulich im Anzeigen­
teil der Presse widergespiegelt. Vermögende Kriegerwitwen 
boten anständigen Bewerbern die "Einheirat" an, Herrschaf­
ten annoncierten nach "sauberen" Dienstmädchen, Cafes und 
Restaurants priesen ihren Service, Ölgemälde kamen zur 
Versteigerung, verblichene Zöpfe wurden zum "Auffärben" 

Der Breite Weg vor dem Kriege 
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angenommen, "allererste Verkäuferin­
nen" und Lehrjungen gesucht. 

Die scheinbare Normalität konnte jedoch 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß im 
letzten Kriegsjahr die Erschwernisse für 
die Bürgerschaft, daß Hunger, Not und 
Elend der unteren Volksschichten spür­
bar zugenommen hatten. Der Verbrauch 
an Gas und Elektrizität blieb stark ein­
geschränkt, wurde ab 22.00 Uhr völlig 
unterbrochen. Petroleum stand nicht zur 
Verfügung. Mit den kürzer werdenden 
Tagen schlossen die Geschäfte um 
16.00 Uhr. Die Lebensmittelrationen 
schrumpften und verteuerten sich. Der 
"Streckanteil" (Zusätze) im Brotmehl 
stieg ständig an. Ab Mitte August gab es 
jede dritte Woche weder Fleisch noch 
Wurst. Für das nicht sehr reichhaltige 
Angebot an Obst und Gemüse mußten 
auf den Wochenmärkten "die üblichen 
Kriegs-Preise" entrichtet werden.6 Trotz 
des stark eingeschränkten Eisenbahn­
verkehrs fuhren die Hungernden aufs 
Land, um Kartoffeln zu holen. Die Behörden warnten vor "Ham­
sterei". Anfang August reagierte die Presse auf die vielen Kla­
gen über den "Kaffee-Ersatz", der nach Petroleum schmecke 
und ungenießbar sei.7 Ratschläge, wie man die knappen Le­
bensmittel "strecken" und "brauchbaren Kriegstabak" herstel­
len könne, fanden immer weniger Gehör. Unter der Oberflä­
che begann es zu gären. Kriegsmüdigkeit und Unzufrieden­
heit griffen mehr und mehr um sich. 

"Vaterländisch" Eingestellte und die in der Elbestadt angesie­
delten Militärbehörden versuchten "fünf vor zwölf die Mutlo­
sen und Zaghaften aufzurichten. Vor allem sollten aufkom­
mende Gerüchte entkräftet werden. So wurde Front gegen 
die Flüsterpropaganda gemacht, Hunderttausende Soldaten 
seien zum Feind übergelaufen und der militärische Zusam­
menbruch stünde unmittelbar bevor.8 Als bösartige Erfindun­
gen bezeichnete die Presse die vielfach geäußerte Sorge, alle 
auf Banken und Sparkassen hinterlegten Gelder würden für 
die Kriegsanleihe beschlagnahmt werden.9 Angeblich entrü-

Teilansicht des Breite Wegs 

Blick in die Kantstraße 

steten sich die Frontsoldaten über die "Jammerbriefe aus der 
Heimat", die den Gegner zur Weiterführung des Krieges an­
spornten. Anfang Oktober referierte ein Offizier des General­
kommandos im Stadttheater zum Thema "Was die Front von 
der Heimat erwartet". Er forderte, "unserem Heer den Rücken 
zu stärken".10 Das versuchten auch "patriotische Kreise" der 
Elbestadt, die am 6. Oktober mit einer Reihe vaterländischer 
Kundgebungen begannen. Ziel sollte es sein, zu beruhigen, 
über Gerüchte aufzuklären und "aufmuntern zur Tat, d. h. zur 
Erhaltung unseres teuren Vaterlandes alle Kräfte und Mittel 
anzuspannen".11 

Zu diesem Zeitpunkt waren jedoch die Würfel längst in die ande­
re Richtung gefallen. Die Kriegsniederlage stand bevor. Die neue 
Reichsregierung des Prinzen Max von Baden und die angekün­
digte "Parlamentarisierung" sollten die Wogen glätten und die 
drohende Revolution verhindern.12 Ein Bündel von Maßnahmen 
zielte darauf, die Unzufriedenheit zu kanalisieren. So lockerte 
das Magdeburger Generalkommando Anfang Oktober die bei 

Kriegsbeginn erlassenen einschränken­
den Bestimmungen für das Vereins- und 
Versammlungswesen. Nicht nur die So­
zialdemokratie, sondern auch das libe­
rale Bürgertum ergriff unverzüglich die 
Gelegenheit, um sich politisch zu Wort 
zu melden. Am 12. Oktober führte die 
Fortschrittliche Volkspartei im überfüllten 
Börsensaal der Handelskammer eine 
Versammlung durch, auf der ein Redner 
sagte, fortan sei die Demokratie beru­
fen, die Steuerung des Reichsschiffes zu 
übernehmen.13 Ende des Monats rief der 
Sozialdemokratische Verein die Elbe­
städter auf, an einer Kundgebung für 
Frieden und Freiheit teilzunehmen. Am 
3. November, dem Tag des Ausbruchs 
der Revolution in Kiel, versammelten sich 
auf dem Festplatz am Adolf-Mittag-See 
30.000 Menschen. Die in der Region und 
in der Stadt führenden Sozialdemokra­
ten, Hermann Beims, Ernst Wittmaack 
und Otto Landsberg, rechneten, wie die 
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Titelseite der "Volksstimme" vom 9. November 1918 

"Volksstimme" schrieb, "ab mit dem alten zusammenbrechen­
den System der Militär- und Polizeimacht und schilderten das 
neue Deutschland der Demokratie und Freiheit, wie es das werk­
tätige Volk selbst gestalten soll." Von Beifallsstürmen unterbro­
chen wurden sofortiger Friede, Parlamentarisierung und demo­
kratische Reformen verlangt.14 

Die eigentliche Revolution - was man auch immer darunter zu 
verstehen vermag - reduzierte sich in Magdeburg auf eine 
mehrstündige Militärrevolte. Als der überforderte Bahnhofs­
kommandant am 7. November einen Matrosen, der sich der 
Ausweiskontrolle widersetzt hatte, erschoß, griff die Erregung 
auf die Garnison über. Am anderen Morgen zogen zweihun­
dert junge, meist unbewaffnete Kanoniere einer Genesenen-
Einheit der Encke-Kaserne über die Sudenburg in das Stadt­
innere. Ihnen schlossen sich weitere Soldaten und Zivilisten -
vor allem viele Frauen und Mädchen - an. Die Revoltierenden 
erzwangen aus dem Justizpalast, den Militärgefängnissen und 
Kasernen die Freilassung arrestierter Kameraden und entwaff­
neten Offiziere. Gegen Mittag verschafften sie sich Zutritt zum 
Generalkommando des IV. Armeekorps. Da auch hier die Of­
fiziere keinen Widerstand leisteten, verlief die gesamte Aktion 
ohne Blutvergießen.15 

Um die Lage zu entspannen, ließen in Absprache mit den städ­
tischen Körperschaften und dem Generalkommando die Mehr­
heitssozialisten (MSPD) und die unabhängigen Sozialdemo­
kraten (USPD) in der Innenstadt - die von Menschen überflu-

tet war - Handzettel verteilen, auf denen zu einer Kundge­
bung um 15.00 Uhr aufgerufen wurde. Hier feierten die Red­
ner mit den Versammelten - bereits einen Tag vor den Berliner 
Ereignissen - den Sturz des alten Regimes. Hermann Beims 
sagte: "Eine Weltenwende ist angebrochen, das alte Deutsch­
land ist gestorben, ein neues richtet sich auf. Wir, das Volk, 
haben die Pflicht, das neue Deutschland aufzubauen."16 

Die folgenden Tage verliefen ohne große Erschütterungen. 
Dem Aufruf auf Verzicht jeglicher Gewaltanwendung und zum 
Bewahren von Ruhe und Ordnung wurde sowohl an den Ar­
beitsstätten als auch in den Wohngebieten weitgehend nach­
gekommen. Dem Zeitgeist entsprechend entstanden Räte. 
Bereits nach der Kundgebung auf dem Domplatz war ein kon­
stituierender Ausschuß zur Bildung eines Arbeiter-und-Solda-
tenrates zusammengetreten. An seiner Spitze standen die 
Vorsitzenden der Ortsverbände der MSPD, Ernst Wittmaack, 
und der USPD, Alwin Brandes, sowie ein Vertreter der Solda­
ten.1 7 Mit Offizieren des Generalkommandos, die "in Zivil" er­
schienen waren, verständigte man sich auf ein 15-Punkte-Pro-
gramm, das vor allem auf die Erhaltung von Ruhe und Sicher­
heit abzielte. Der Arbeiter-und-Soldatenrat begriff sich als höch­
stes exekutives und legislatives Organ in der Elbestadt. Die 
von ihm gefaßten Beschlüsse veröffentlichte er in Form von 
Aufrufen. Um sich Autorität zu verschaffen, verfügte er den 
Aufbau eines Wachregimentes. Dasselbe war militärisch or­
ganisiert. Es bestand aus drei Bataillonen mit 3.300 Mann, in 
erster Linie aus dem Felde zurückgekehrte und demobilisier­
te Soldaten. Die Angehörigen des Wachregimentes patrouil­
lierten durch die Straßen und übernahmen den Schutz staat­
licher, städtischer und privater Gebäude.18 

Auch das Bürgertum stellte sich nach dem Sturz der Monar­
chie schnell auf die neuen politischen Gegebenheiten ein. Der 
Meinung des wirtschaftlich starken und selbstbewußten Mit­
telstandes Ausdruck gebend, hatte der Vorsitzende des "Wahl­
vereins Magdeburg der Fortschrittlichen Volkspartei", Oskar 
Böer, auf einer Versammlung geraten, sich nicht "dem rollen­
den Rade der Zeit blind entgegenzustemmen", sondern auf 
die Neugestaltung der Gesellschaft tatkräftigen Einfluß zu 
nehmen und die Verhältnisse in die richtigen Bahnen zu len­
ken.19 Der Initiative des Ortsvereins der Nationalliberalen Par­
tei folgend, verständigten sich bürgerliche Kreise auf eine 
überparteiliche Interessenvertretung. Am 13. November wur-

Kaufmann Carl Miller 

de im "Weißen Bär" ein 
Bürgerrat aus der Taufe 
gehoben. Den Vorsitz 
übernahm der nationalli­
berale Stadtverordnete 
und Fabrikant Miller. In ei­
nem am 16. November 
veröffentlichten Aufruf be­
kundete der Bürgerrat sei­
ne Bereitschaft, an der 
Bewahrung von Recht so­
wie der Wiederherstellung 
geordneter wirtschaftli­
cher Verhältnisse mitwir­
ken zu wollen. Dem Arbei­
ter-und-Soldatenrat wur­
de die Zusammenarbeit 
angeboten.20 Bereits ei­
nen Tag später nahmen 
beide Räte Kontakt auf. 
Der Arbeiter-und-Solda­
tenrat erklärte sich sogar 
einverstanden, in seinem 
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Gremium das Bürgertum - auf je 250 Mitglieder der bürgerli­
chen Parteien einen Vertreter - mitarbeiten zu lassen. Der so 
erweiterte "Große Arbeiter-und-Soldatenrat" führte am 9. De­
zember in der Pauluskirche die erste Vollsitzung durch. Er be­
kannte sich in einer Entschließung zum Aufbau eines parla­
mentarisch-demokratischen Staatswesens und mahnte zur 
Ruhe, zu Ordnung und Pflichterfüllung.21 

In Zusammenarbeit mit dem Magistrat und dem in der Stadt 
ansässigen Präsidenten des Regierungsbezirkes Magdeburg 
entstand auf Initiative des Bürgerrates eine Bürgerwehr, die 
ausgerüstet mit Gewehren des Militärdepots dem Polizeiprä­
sidenten unterstellt wurde. Die 330 Mitglieder wurden den ein­
zelnen Polizeirevieren als Verstärkung zugeteilt. Der nachts 
durchgeführte Streifendienst sollte in erster Linie das Leben 
und Eigentum der Bürger schützen.22 

Bei dem großen Einfluß der Sozialdemokraten auf die Arbeit­
nehmer in der Stadt verstärkte das Bürgertum seine Bemü­
hungen, die eigenen Ziele und Interessen noch besser zur 
Geltung zu bringen. Bereits im November wurde die Leitung 
des Bürgerrates erweitert. Ein gewählter Dreizehnerausschuß, 
in dem alle politischen Richtungen des Bürgertums präsent 
waren, löste Carl Miller als Alleinvorsitzenden ab. Gleichzeitig 
begannen erste Sondierungen für die Gründung neuer Partei­
en. So bekräftigten am 16. November die Teilnehmer einer 
Versammlung des Nationalliberalen Ortsvereins ihren Willen, 
mit der Fortschrittlichen Volkspartei eine Verschmelzung an­
zustreben, um die bedrohten Interessen des Bürgertums in 
einer großen liberalen politischen Vereinigung besser wahr­
nehmen zu können. Bereits fünf Tage später erzielten die Orts­
vorstände beider Parteien grundsätzliche Übereinkunft zur 
Gründung eines Ortsvereins der Deutschen Demokratischen 
Partei (DDP). Auf mehreren Versammlungen bekundete die 
übergroße Zahl der Mitglieder und Anhänger ihr Einverständ­
nis. Maßgeblich an der Gründung der DDP in Magdeburg 
waren die Herren Miller, Böer, Kobelt, Nitschke, Manicke und 
die Frauen Schneidewin und Grube beteiligt23 Konservative 
Kreise des Bürgertums schlossen sich zum Jahresende zu 
einer Ortsgruppe der Deutschen Volkspartei (DVP) zusam­
men. Auf der am 29. Dezember durchgeführten ersten öffent­
lichen Kundgebung klagte ein Redner, die Revolution habe 
"die Verwüstung unseres Geldes sowie Schwachheit und Angst 
im Bürgertum" gebracht.24 Zu den prominentesten Mitgliedern 
des Ortsvereins der DVP 
zählten der Vorsitzende 
Rechtsanwalt Dr. Zehle, 
Fabrikant Seldte, Direktor 
Dr. Görnandt und Direktor 
Eye. Zur gleichen Zeit 
gründeten rechtskonser­
vative bürgerlich-kleinbür­
gerliche Kreise eine Orts­
vereinigung der Deutsch­
nationalen Völkspartei 
(DNVP). An ihrer Spitze 
stand Prof. Konrad Mey­
er. Die politisch interes­
sierten katholischen Bür­
ger fanden sich in der 
Christlichen Volkspartei 
(Zentrum), die in Magde­
burg von Justizrat Tourne-
au, Rektor Dietrich und 
Pastor Hentze geführt 
wurde, zusammen. 

Aufruf an die Magdeburger 

In den Novembertagen wurde in der Garnisionsstadt Magde­
burg der Grundstein für den Aufbau des bedeutendsten Wehr­
verbandes der Weimarer Republik gelegt. Erregt über die 
"Schweinerei" der Revolution trafen sich am 13. des Monats 
der Hauptmann der Reserve und Fabrikbesitzer Franz Seldte 
mit seinen beiden Brüdern und Kameraden des Infanteriere­
gimentes Nr. 66, um über die Bildung einer Organisation, die 
den aus dem Felde heimkehrenden, demobilisierten Solda­
ten eine Heimstatt geben sollte, zu beraten. Am ersten Weih­
nachtsfeiertag hob man in der "Harmonie" den Verband "Stahl­
helm, Bund der Frontsoldaten 1918" offiziell aus der Taufe.25 

Die Vereinigung stellte sich das Ziel, den Geist der Front in 
die Heimat zu tragen, die Interessen der Soldaten zu vertre­
ten und aktiv am Kampf gegen den Kommunismus-Bolsche­
wismus teilzunehmen. Seit Sommer 1919 begann der Stahl­
helm mit der Gründung von Ortsgruppen in ganz Deutsch­
land. Am 16. Januar 1922 fand im Kristallpalast die Reichs­
gründungsfeier statt. Franz Seldte wurde der erste Bundes­
führer. Zwei Jahre später zählte der Stahlhelm bereits 100.000 
Mitglieder. Er veranstaltete bis Mitte der zwanziger Jahre die 
jährlichen Treffen - Reichsfrontsoldatentage - in der Elbestadt.26 

Seit Ende November 1918 widmete die Öffentlichkeit der be­
vorstehenden Rückkehr der Fronttruppen aus Frankreich und 
Belgien große Aufmerksamkeit. Es war beeindruckend, mit 
welcher Anteilnahme und Hoffnung die Magdeburger - quer 
durch alle sozialen Schichten - der Ankunft der heimischen 
Regimenter entgegenfieberten. Der Arbeiter-und-Soldatenrat 
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Gedenkmünze anläßlich des 
sechsten Reichsfrontsolda­
tentages am 18. Januar 
1925 in Magdeburg 

rief auf, zur Begrüßung der 
Heimkehrenden die Gebäu­

de rot oder rot-grün (Magde­
burger Stadtfarben) zu be­

flaggen. Bereits Ende Novem­
ber hatten die wichtigsten Stra­

ßen, geschmückt mit Tannengirlan­
den und Fähnchen, ein festliches Gewand angelegt. Tage zuvor 
bereits angekündigt, zog am Abend des 16. Dezember "unter 
schmetternder Marschmusik", mit Jubel und Blumen begrüßt, 
die erste Abteilung des Feldartillerie-Regimentes Nr. 4 "En-
cke" wieder in Magdeburg ein.2 7 Ihm folgten wenige Tage spä­
ter das Pionierbataillon Nr. 4 und die beiden Magdeburger In­
fanterie-Regimenter - in der lokalen Presse warmherzig "un­
sere 26er" und "unsere 66er" genannt.28 So wurde einen Tag 
vor Heiligabend das Infanterieregiment Nr. 26 - über die Schö­
nebecker Straße einmarschierend - mit Glockengeläut, Hur­
ra-Rufen und Tücherschwenken begrüßt. Es "regnete Blumen­
sträuße und Tannengrün" auf die Feldgrauen. Freigiebig steck­
te man ihnen Zigarren und Zigaretten zu. 2 9 

Die berechtigte Freude über die Rückkehr der Soldaten, die 
Art und Weise ihrer Ankunft und der Empfang durch die Be­
völkerung nährten ebenfalls in Magdeburg den verhängnis­
vollen Mythos von den unbesiegten Truppen, die nur durch 
ein Versagen des Hinterlandes die Waffen strecken mußten. 
Auch in der Großstadt am mittleren Lauf der Elbe fiel die Dolch­
stoßlegende auf fruchtbaren Boden. Wider besseres Wissen 
hatte hier bereits am 29. Dezember 1918 Franz Seldte auf 
einer Versammlung des Ortsvereins der DVP behauptet, die 
Soldaten hätten an der Front ihre Pflicht getan, jedoch habe 
die Propaganda der Feinde in der Heimat zu viele offene Oh­
ren und Herzen gefunden, "so daß schließlich die Heimarmee 
[gemeint ist die Zivilbevölkerung M.W.] dem Feldheer in den 
Rücken gefallen sei".30 

Blick auf den nordöstlichen Teil der Altstadt 

Die städtischen Körperschaften - Magistrat und Stadtverord­
netenversammlung - waren von den Wirrnissen im Herbst 1918 
weitgehend unberührt geblieben. Bis auf die Tatsache, daß 
am 8. November für mehrere Stunden auf dem Rathaus die 
rote Fahne geweht hatte und in den folgenden Tagen und 
Wochen hin und wieder Mitglieder des Arbeiter-und-Soldaten-
rates vorsprachen, nahmen die Amtsgeschäfte ihren gewohn­
ten Gang. Durch die Revolution gab es im Magistrat keinerlei 
personelle Veränderungen. Oberbürgermeister Reimarus, 
Bürgermeister Schmiedel und die Ratsherren übten wie ge­
habt ihre Tätigkeit aus. Das traf auch auf die Stadtverordne­
tenversammlung zu. So verlief die Beratung am 28. Novem­
ber nach Einschätzung einer Zeitung "trotz völlig veränderter 
Zustände in gewohnter Weise".31 

Tatsächlich türmten sich jedoch vor den städtischen Körper­
schaften beträchtliche finanzielle und soziale Probleme auf, die 
ein unverzügliches Handeln verlangten. Kriegsende und Um­
schwung trafen Magdeburg in mehrfacher Hinsicht besonders 
hart. In den zurückliegenden vier Jahren war in der Metall- und 
Maschinenbauindustrie - die für das Wirtschaftsleben der Stadt 
zentrale Bedeutung hatte - entsprechend dem Hindenburg-Pro-
gramm "die gesamte Produktion unter Anspannung aller Kräfte 
auf den Krieg" eingestellt gewesen.32 An der Herstellung von 
Waffen und Munition verdienten nicht nur die Unternehmer und 
Aktionäre, sondern ebenfalls die Arbeiter und Angestellten, aber 
auch die Ladenbesitzer und Handwerker. Die Gewinne und 
höheren Löhne wirkten sich auf die Einlagen der Sparkasse 
aus, die sich allein in den letzten beiden Kriegsjahren nahezu 
verdoppelten. Aber auch in die Stadtkasse flössen mehr Steu­
ereinnahmen. In den Haushaltsjahren 1917/18 konnten 4,2 
Millionen Mark und 1918/19 2,8 Millionen Mark Überschuß er­
wirtschaftet werden.33 Trotz mehrerer rückzuzahlender langfri­
stiger Kredite schien die Kommune finanziell gesund dazuste­
hen. Jedoch brachen nach dem Kriegsende bald um so schwe­
rere Zeiten an. Die größten Sorgen bereiteten die Umstellung 
der Kriegs- auf Friedenswirtschaft, die Wiedereingliederung der 
aus dem Feld zurückkehrenden Soldaten sowie der zu erwar­
tende Personalabbau in den Militärbehörden. Ohne die an der 
Front stehenden Regimenter waren bei einer Einwohnerzahl 
von 278.093 Personen im Dezember 1917 24.431 Militäran­
gehörige registriert gewesen.34 

Bereits im Sommer 1918 leitete der Rei-
marus-Magistrat Schritte ein, "um den 
Strom der zurückflutenden entlassenen 
Heeresangehörigen in geordnete Bah­
nen zu leiten und den Überschuß an Ar­
beitskräften" umzudirigieren. Am 30. Juli 
wurde beschlossen, in Zusammenarbeit 
mit den Arbeitgeber- und Arbeitnehmer­
organisationen die bisher von den ein­
zelnen Wirtschaftsbereichen selbständig 
durchgeführte Arbeitsvermittlung durch 
den "Ausbau zu einem Arbeitsamt auf 
eine breitere und zweckmäßigere 
Grundlage zu stellen".35 Das so entstan­
dene, wenige Monate später bereits per­
sonell bedeutend erweiterte - 300 Mitar­
beiter - städtische Arbeitsamt war für die 
bevorstehenden Aufgaben bestens ge­
rüstet. Am 18. Oktober 1918 fand auf 
Veranlassung des Magistrats eine Zu­
sammenkunft mit Vertretern der Zivil-
und Militärbehörden, der Industrie, des 
Handels, Handwerks und Gewerbes 
statt, auf der beraten wurde, wie die de-
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Der Alte Markt 

mobilisierten Soldaten untergebracht, verpflegt und beschäf­
tigt werden könnten.36 Überlegungen, kurzfristig außerhalb der 
Maschinenbau-Industrie Arbeitsplätze zu schaffen, war nur ein 
bescheidender Erfolg beschieden. Beispielsweise konnten die 
Eisenbahnbetriebswerkstätten - auf die man große Hoffnun­
gen gesetzt hatte - lediglich zusagen, höchstens dreihundert 
Arbeiter aufzunehmen. 

strie konnte in den ersten sechs Nachkriegsmonaten auch ein 
Teil der demobilisierten Soldaten nicht wieder eingestellt wer­
den. Hatte es am 1. November 1918 in Magdeburg 107.952 
Arbeitnehmer gegeben, so ging innerhalb von drei Monaten 
ihre Zahl auf 89.958 zurück. Dabei nahmen die 54.961 mit 
weiblichen Arbeitskräften besetzten Stellen um 20.798 ab, 
während die Anzahl der arbeitenden Männer von 52.991 leicht 

Die einsetzende Rückkehr der Regimen­
ter stellte bei der Größe der Magdebur­
ger Garnison seit der Jahreswende 
1918/19 das Demobilisierungsproblem 
mit ganzer Schärfe. So verlangten auf 
der bereits angeführten Stahlhelm-Zu­
sammenkunft am 6. Januar über eintau­
send Militärangehörige in einer Ent­
schließung von den Behörden, "weit 
mehr als bisher für die Interessen der 
heimkehrenden Frontsoldaten zu sor­
gen, insbesondere sie in ruhigen, sor­
genfreien Posten, wie z. B. Wachregi­
ment usw. anzustellen."37 

Entsprechend den Bestimmungen des 
Reichsdemobilisierungsamtes began­
nen die Unternehmen und Behörden, 
weibliche Arbeiter und Angestellte zu 
entlassen, um Arbeitsplätze für die Sol­
daten zu schaffen. Diese Maßnahme traf 
Kriegerwitwen mit Kindern besonders 
hart. Bei dem allgemeinen Abbau in der 
personell aufgeblähten Rüstungsindu-

Abschlußfahnenappell der entsprechend des Versailler Friedensvertrages zur De­
mobilisierung vorgesehenen Magdeburger Regimenter auf dem Domplatz (5.8.1919) 
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Verkündung des Belagerungszustandes über Magdeburg 

auf 55.795 anstieg. Die rückläufigen Beschäftigungszahlen 
konzentrierten sich vor allem auf die 26 größeren Betriebe 
der Metall- und Maschinenbauindustrie. Hier verringerten sich 
die Arbeitsplätze im oben genannten Zeitraum von 33.768 auf 
18.607. Die Entlassungen trafen vor allem die Frauen. Hatten 
am 1. November 1918 11.437 weibliche Arbeitskräfte für 
sich und ihre Kinder Lohn und Brot gefunden, so waren es am 
1. Februar 1919 noch 1.457 Frauen. Besonders drastisch zeig­
te sich der Beschäftigungsrückgang in den ehemaligen Rü­
stungsbetrieben. Im Kruppwerk mußten zwischen dem 1. 
November 1918 und dem 1. März 1919 von 7.609 männli­
chen Arbeitskräften 3.364, in der Munitionsfabrik Polte von 
2.623 sogar 2.373 männliche Arbeiter entlassen werden.38 
Im Frühjahr 1919 war mehr als ein Drittel aller erwerbsfähigen 
männlichen Arbeiter Magdeburgs ohne Beschäftigung.39 

War die Revolution an Magdeburg nahezu spurlos vorüber­
gegangen, so ließen Arbeitslosigkeit und soziale Not der un­
tersten Volksschichten sowie berufliche Existenzsorgen eines 
Teiles der Soldaten bald Unzufriedenheit um sich greifen. 
Während die große Mehrheit der Arbeiter und der in der Elbe­
stadt stationierten Soldaten nach wie vor hinter der MSPD 
stand, nahm aufgrund der sich von Tag zu Tag weiter ver­
schlechternden Lage die politische Radikalisierung einer Min­
derheit schnell zu. Beeinflußt von den Mitgliedern des Sparta­
kusbundes glaubten die Unzufriedenen keine gesellschaftli­
chen Veränderungen feststellen zu können. Sie machten zu­
nehmend Front gegen die Repräsentanten der Besitzenden 
und gegen die Führer der Mehrheitssozialisten in der Stadt 
und Region. Hatten auf Initiative der Krupp-Gruson-Werker 
am 26. November 5.000 Teilnehmer auf dem Domplatz gegen 
das Nachgeben des Arbeiter-und-Soldatenrates in der Flag­
genfrage - bürgerliche Kreise wollten die heimkehrenden Sol­
daten mit den Farben der Monarchie begrüßen - protestiert, 
so verlangten am Jahresende Matrosen die bessere Wahrung 
ihrer Interessen durch den hiesigen Soldatenrat. Am 3. Janu­
ar 1919 kam es dann zum ersten Eklat. Von der Tribüne der 
Pauluskirche störten "Spartakisten" die zweite Vollsitzung des 
Arbeiter-und-Soldatenrates so, daß die Zusammenkunft ab­
gebrochen werden mußte. Am Abend zog eine lange Kolonne 
"Stahlhelmer" durch die Innenstadt und demonstrierte, wie der 
Generalanzeiger schrieb, "gegen Liebknecht und die blutige 
Rosa". Es wurden Flugblätter "Das bolschewistische Tollhaus" 
verteilt.40 Die politischen Fronten begannen sich seit den Ja­
nuartagen bedrohlich zu verhärten. Sie schlugen Anfang Fe­
bruar in Gewalttätigkeiten und Plünderungen um. Am Abend 
des 3. Februar kam es zu einer Menschenansammlung auf 

dem Alten Markt. Anschließend zogen 60 bis 80 Matrosen und 
Soldaten, die sich zuvor aus dem Waffenarsenal auf dem Kom­
mandantenwerder Gewehre geholt hatten, zum Justizpalast 
und befreiten Gefangene. Danach plünderten sie in der In­
nenstadt Geschäfte. Wachregiment, Polizei und Bürgerwehr 
zeigten sich nicht in der Lage, die Ordnung herzustellen. Nach­
dem Warenhäuser und Geschäfte auf dem Breiten Weg auch 
in der folgenden Nacht von 300 Personen heimgesucht wur­
den, fielen, als Angehörige des Infanterie-Regimentes Nr. 66 
und des Wachregimentes gegen die Randalierer vorgingen, 
Schüsse. Es gab 20 Verletzte. 41 Über die Stadt wurde der 
"Kleine Belagerungszustand" verhängt. Die Lokale und Ver­
gnügungsstätten mußten ab 21.00 Uhr schließen. Es herrschte 
Ausgehverbot. 

Konnten Unruhen und Krawalle bis zum Beginn des Frühjahrs 
1919 immer wieder entschärft bzw. glimpflich beigelegt wer­
den, so führten Falschmeldungen und Irritationen Anfang April 
eine Lage herbei, die in bewaffneten Auseinandersetzungen 
mit Toten und Verletzten, im Einmarsch von Regierungstrup­
pen und in der Verhängung des Belagerungszustandes gip­
felten. Auslöser war die Verhaftung des Vorsitzenden und 
zweier Mitglieder des Arbeiter-und-Soldatenrates, weil sie 
angeblich eine Revolte geplant hätten. Alwin Brandes, der auch 
dem Ortsverband der USPD vorstand, und seine beiden Be­
gleiter wurden nach Berlin gebracht. Die unabhängigen Sozi­
aldemokraten riefen daraufhin in der Stadt zum Generalstreik 
auf. Gleichzeitig setzten die aufgebrachten Soldaten der Gar­
nison ihre Offiziere, darunter den kommandierenden General 
des IV. Armeekorps, von Kleist, fest.42 Angehörige des Wach-

Generalmajor Maercker verfügt die Auflösung der Bürgerwehr 
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regimentes bemächtigten sich des Reichsjustizministers Otto 
Landsberg, der zufällig in Magdeburg weilte. In den Abend­
stunden des 7. April versuchten die Revoltierenden vergeb­
lich, die Zitadelle zu erobern und sich in den Besitz von Waf­
fen zu bringen. Bei Schießereien gab es Verletzte. Blutige 
Zusammenstöße in der Großen Münzstraße, die einen Toten 
und mehrere Verletzte forderten, leiteten für die Bürger eine 
Nacht voller Angst und Schrecken ein. Das Polizeipräsidium 
wurde sogar mit Maschinengewehren beschossen. Im Hafen­
gelände und im Neuen Packhof plünderten die Unzufriede­
nen Lebensmittel.43 

Am Morgen des 9. April rückte eine Abteilung Landesjäger in 
Magdeburg ein. Ihr Befehlshaber, Generalmajor Maercker, 
übernahm die Kommandogewalt in der Stadt und setzte den 
von der Preußischen Staatsregierung verhängten Belage­
rungszustand in der ganzen Region durch. Als am frühen Vor­
mittag sich trotz des verkündeten Versammlungsverbotes zwei-
bis dreitausend Menschen auf dem Domplatz einfanden und 
der Aufforderung der Landesjäger nach Auflösung nur zögernd 
nachkamen, ein "harter Kern" von mehreren hundert Perso-, 
nen am Ort verblieb, die Soldaten beschimpfte, fielen Schüs­
se. Auf dem Breiten Weg und in den anliegenden Straßen 
kam es zu Kämpfen. 10 Tote und 39 Schwerverletzte waren 
zu beklagen. Die Maercker-Soldaten besetzten die gesamte 
Stadt. Der Bahnhofsvorplatz glich, wie die "Magdeburgische 
Zeitung" schrieb, einem Feldlager.44 Da die Bürgerwehr bei 
der Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung versagt hatte, 
befahl der General deren sofortige Auflösung. Er übertrug zeit­
weilig den Offizieren des Freikorps Görlitz die Polizeigewalt, 
weil neben der unschlüssigen Polizei sich auch das Wachre­
giment wegen ungeklärter Besoldungsfragen und Kompetenz­
unklarheiten als nicht einsatzfähig erwiesen hatte. Am 11. April 
lud Maercker die Repräsentanten "der Behörden und Berufs­
kreise" in den Rathaussaal ein. In einer Rede, die mehrfach 
von zustimmendem Beifall unterbrochen wurde, verlangte er 
unnachsichtiges Vorgehen gegen alle Aufrührer und Plünde­
rer sowie die Widerherstellung von Recht und Ordnung. Ein 
Gründungsausschuß - bestehend aus dem Oberbürgermei­
ster, dem Polizeipräsidenten und dem Garnisonsältesten -
sollte eine Einwohnerwehr ins Leben rufen. Deren Angehöri­
ge mußten parteilose, regierungstreue und zuverlässige Män­
ner aus allen Bevölkerungskreisen sein, "die Leben und Ei­
gentum ihrer Familie schützen und die Stadt vor Plünderung, 
Mord, Anarchie und Hungersnot bewahren wollen...."4 5 Die 
Einwohnerwehr, deren Unterhalt zum größten Teil aus Privat-

Beitrittserklärung zur Einwohnerwehr 

Auszug aus einem Verhandlungsprotokoll über den Eintritt der 
Stahlhelmer in die Einwohnerwehr 

spenden bestritten wurde, verfügte bereits im Mai über 2.090 
Angehörige. Bis zum Frühjahr 1920 stieg der Personalbestand 
- vor allem durch Angehörige des Stahlhelms und des in Auf­
lösung befindlichen Wachregimentes - auf 5.000 Mann. Die 
acht Abteilungen (jede Abteilung zerfiel in die Untergruppen 
Frontsoldaten, Soldaten, Nichtgediente) waren mit Gewehren 
ausgerüstet. An ihrer Spitze standen Fabrikbesitzer, Bankiers, 
Rechtsanwälte, Kaufleute. Die Gebäude der Behörden, die 
Reichsbank und die Eisenbahndirektion wurden ständig be­
wacht. Besonderen Schutz genossen die Außenbezirke Ro­
thensee, Südost, Gartenstadt-Hopfengarten und die Villensied­
lung Herrenkrug. Nächtliche Patrouillen im Stadtgebiet soll­
ten Einbrüche und Plünderungen verhindern. Lobend stellte 
der Verwaltungsbericht des Magistrats fest: "Ihrem [die Ein­
wohnerwehr M.W.] kraftvollen Auftreten in den Zeiten der Un­
ruhen ist es zu danken, daß Magdeburg vor Blutvergießen, 
Raub und Plünderungen bewahrt geblieben ist."46 
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Fliegerbild (vom 11. März 1931) 

Herausforderungen für die neuen städtischen Körperschaften 

In den unruhigen Monaten des Jahres 1919 fielen gleichzeitig 
Entscheidungen, die für die Entwicklung Magdeburgs in den 
zwanziger Jahren von großer Bedeutung sein sollten. Anfang 
März wurden erstmalig die Stadtverordneten nach dem neu­
en demokratischen Wahlrecht der Republik gewählt. Der bis­
her entsprechend den Bestimmungen der Preußischen Städ­
teordnung für die sechs östlichen Provinzen gültige Modus, 
der die wahlberechtigten männlichen Bürger nach der Höhe 
der gezahlten Einkommenssteuer in drei Gruppen einteilte, 
die jeweils ein Drittel der Stadtverordneten zu wählen hatten, 
gehörte nun endgültig der Vergangenheit an. Fortan bestimmte 
der gleiche, uneingeschränkte Wählerwille die politischen 
Mehrheitsverhältnisse in der Stadtverordnetenversammlung. 
Während die SPD vor dem ersten Weltkrieg bei den auf der 
Grundlage des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen 
Wahlrechtes durchgeführten Reichstagswahlen in Magdeburg 
klar die Mehrheit der Stimmen erhielt, stellte sie 1908 in der 
nach dem preußischen Dreiklassenwahlrecht ermittelten Stadt­
verordnetenversammlung von 65 Abgeordneten lediglich 8 
Mandatsträger.47 

Nach den Wahlen zur Nationalversammlung (19. Januar) und 
zum Preußischen Landtag (26. Januar) wurden die Magde­

burger am 2. März zum dritten Mal in dem jungen Jahr 1919 
zur Stimmabgabe aufgerufen. Eine gewisse Wahlmüdigkeit 
hatte sich eingestellt. Von den 188.339 Wahlberechtigten gin­
gen nur 68,14 Prozent an die Urnen. 

Ergebnis der Wahl zur Stadtverordnetenversammlung 
am 2. März 191948 

Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands (SPD) 67.617 52,77 

Unabhängige Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands (USPD) 9.580 7,47 

Deutsche Demokratische Partei (DDP) 38.656 30,16 

Deutsche Volkspolizei (DVP)/ 
Deutschnationale Volkspartei (DNVP) 9.095 7,10 

Zentrum 2.941 2,30 

20 MAGDEBURGS AUFBRUCH IN DIE MODERNE 



Den politischen Kräften, die sich eindeutig zu der jungen Re­
publik bekannten (SPD, DDP, teilweise USPD), war mit der 
Wahl ein klares Votum erteilt worden. Trotz der absoluten 
Mehrheit für die Sozialdemokraten fällt im Vergleich mit der 
Wahl zur Nationalversammlung am 19. Januar der Verlust von 
über 35.500 Stimmen ins Auge. Die Radikalen von rechts und 
links blieben chancenlos. Die Kommunisten hatten sich erst 
gar nicht beteiligt. 

Die 81 Stadtverordnetensitze verteilten sich wie folgt: 44 SPD, 
25 DDP, 6 USPD, 6 DVP/DNVP. Und ein weiteres Novum hat­
te die Märzwahl gebracht. Erstmalig durften bei einer Kom­
munalwahl in Preußen Frauen wählen bzw. gewählt werden. 
So nahmen am 12. März fünf Frauen in der Stadtverordneten­
versammlung Platz. Treffend, aber auch wehmütig, schrieb 
die "Magdeburgische Zeitung":"... und die ehrwürdigen Bilder 
der ehemaligen Stadtoberhäupter an den Wänden (des Rat­
haussaales, M.W.) ringsum mochten recht erstaunte Blicke 
auf diese Versammlung werfen, in der bis zur Stunde das Al­
leinrecht des Mannes gewaltet hatte."49 

Anfang 1919 bahnte sich ein Wechsel an der Spitze des Ma­
gistrats an. Aufgrund seines angegriffenen Gesundheitszustan­
des äußerte Oberbürgermeister Reimarus den Wunsch, in den 
Ruhestand treten zu dürfen. Zu dem doch plötzlich gefaßten 
Entschluß des 75jährigen hatten sowohl der sich in der Stadt 
immer mehr auftürmende soziale Konfliktstoff als auch die seit 
November des zurückliegenden Jahres völlig veränderten 
politischen Mehrheitsverhältnisse maßgeblich beigetragen. 
Unmittelbarer Anlaß war jedoch, daß der Oberbürgermeister 
es unterlassen hatte, an einem kalten Dezemberabend ein 
aus dem Feld zurückkehrendes Magdeburger Regiment auf 
dem Domplatz zu begrüßen, obwohl die Herren des Magi­
strats und die Abgeordneten vom Stadtverordnetenvorsteher 
Schneidewin aufgefordert worden waren, in "schwarzem An­
zug und mit hohem Hut" zum Empfang der Soldaten zu er­
scheinen.50 Den "vaterländisch gesinnten Kreisen" war diese 
Vorfall Anlaß genug, den über vier Jahrzehnte als Ratsherr, 
Bürgermeister und Oberbürgermeister (seit 1910) zum Wohle 
der Stadt tätigen Reimarus zu attackieren, ja ihm den Rück­
tritt nahezulegen. In der bürgerlichen Presse erschienen ent­
sprechende Beiträge.51 Der "Magdeburger General-Anzeiger" 
drohte dem Stadtoberhaupt mit der Überschrift "Das muß an­
ders werden."52 Reimarus empfand es als brüskierend und 
verletzend, daß am 9. Januar die Stadtverordnetenversamm­
lung - er hatte hier faktisch die Vertrauensfrage gestellt - sich 
zwar von den Artikelschreibern distanzierte, jedoch ein ein­
deutiges Votum für den ersten Mann des Magistrats umging. 
Damit war der Entschluß gefaßt. Oberbürgermeister Reima­
rus stellte zum 1. Mai 1919 sein Amt zur Verfügung.53 

Seit Februar rückte die Nachfolgerfrage immer mehr in den 
Mittelpunkt der kommunalpolitischen Überlegungen der ein­
zelnen Parteien. Waren zunächst einige Kandidaten im Ge­
spräch, so wurde schon bald nur noch der Name eines von 
den Sozialdemokraten vorgeschlagenen Mannes genannt -
Hermann Beims. Derselbe war als Sekretär des Sozialdemo­
kratischen Bezirksverbandes Magdeburg-Anhalt (seit 1906), 
als Stadtverordneter (Januar 1905 - Mai 1917) und als erster 
sozialdemokratischer Stadtrat (seit 1917) eine der bekannte­
sten Persönlichkeiten. Am 17. April 1919 verständigten sich 
die Stadtverordneten in einer nichtöffentlichen Sitzung auf 
Beims als zukünftigen Oberbürgermeister. Der eigentliche 
Wahlakt fand eine Woche später statt. Er brachte ein in der 
damaligen politisch zerrütteten und zerrissenen Zeit wohl ein­
maliges Ergebnis für das Oberhaupt einer deutschen Groß­
stadt. Von 69 anwesenden Stadtverordneten beteiligten sich 

68 an der Wahl. 58 votierten für Beims. 10 Abgeordnete ent­
hielten sich der Stimme. Ohne eine einziges "Nein" war Beims 
für zwölf Jahre bei einem Jahresgehalt von 25.000 Mark ge­
wählt worden. Beeindruckend nicht nur das Ergebnis, son­
dern die weitestgehende Zustimmung der bürgerlichen Par­
teien. Der Sprecher der Fraktion der DDP, Presseamtsleiter 
Oskar Böer, sprach Beims das Vertrauen aus. Er sah in ihm 
nicht den Sachwalter einer Partei oder einer Bevölkerungs­
schicht. Auch der Fraktionsvorsitzende der DVP/DNVP, 
Rechtsanwalt Dr. Zehle, meldete angesichts der augenblickli­
chen politischen Verhältnisse keinen Widerspruch gegen den 
ersten Mann des Magistrats an. 5 4 Die bürgerliche Presse 
schrieb von großen Erwartungen, Hoffnungen und Wünschen, 
die an die Wahl Beims geknüpft seien.55 Die breite Zustim­
mung, die der neue Oberbürgermeister erfuhr, war dem Re­
spekt für sein bisheriges, durch Augenmaß und Besonnenheit 
bestimmtes politisches Handeln geschuldet. Hermann Beims, 
geformt vor allem durch die von Eduard Bernstein geprägte 
neue sozialdemokratische Programmatik und Politik, hatte in 
der schwierigen Zeit des Kriegsendes und der Revolution mit 
seinen Vorstellungen von der Schaffung rechtsstaatlicher par­
lamentarisch-demokratischer Verhältnisse, von Ruhe und Ord­
nung den Gang der Ereignisse in der Stadt und in der Region 
maßgeblich beeinflussen können. Dazu kamen seine rich­
tungsweisenden kommunalpolitischen Überlegungen, die dar­
auf abzielten, Magdeburg in jeder Hinsicht aus den letzten 
Fesseln Wilhelminischer Beengtheit zu befreien und der Stadt 
an der Schwelle zur modernen Zeit aufgrund ihrer großen 

Sitzungssaal der Stadtverordnetenversammlung 
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Geschichte, der hervorra­
genden und zukunfts­
trächtigen verkehrsgeo­
graphischen Lage und 
des gesunden wirtschaft­
lichen Umfeldes nicht nur 
in der Region, sondern im 
gesamten mitteldeut­
schen Raum endlich die 
ihr gebührende Rolle zu­
kommen zu lassen. Bei 
der Inangriffnahme dieser 
Aufgabe wußte sich 
Beims eins mit den Inter­
essen und Wünschen der 
entscheidenden Kreise 
und Gruppierungen von 
Politik, Wirtschaft und 
Handel der Elbestadt. 

Oberbürgermeister 
Hermann Beims (1927) Beims verkörperte den 

sich in deutschen Groß­
städten immer mehr durchsetzenden neuen Oberbürgermei­
ster-Typus. An die Stelle des Wirkens eines juristisch geschul­
ten, in der althergebrachten Tradition verhafteten Karrierebe­
amten gehobener bürgerlicher Herkunft trat die dynamisch­
kreative, kommunale Freiräume bewußt nutzende Amtsfüh­
rung, die zu überzeugen wußte, sowohl im Ratsherrenkollegi­
um als auch in der Stadtverordnetenversammlung Mehrheits­
voten für eingebrachte Vorlagen erreichte und es dank des 
flexiblen Leitungsstils verstand, Gegensätze zu entschärfen.56 

Ein Mann des Ausgleichs war an der Spitze der Stadtverwal­
tung vonnöten, da die in der Magistratsverfassung veranker­
ten Rechte der beiden städtischen Körperschaften das Re­

gieren nicht gerade leicht machten. Der Magistrat führte die 
Verwaltung. Er war nicht einseitig ausführendes Organ der 
von der Stadtverordnetenversammlung verabschiedeten Vor­
lagen, sondern verfügte ebenfalls über beschließende Kom­
petenzen. Es kam nur dann ein rechtswirksamer Gemeinde­
beschluß zustande, wenn sowohl das Stadtparlament als auch 
der Magistrat - in getrennten Sitzungen - ihre Zustimmung 
gegeben hatten. In Magdeburg gab es 1919 in beiden Gremi­
en absolute Mehrheiten, und zwar in der Stadtverordneten­
versammlung eine sozialdemokratische, im Magistrat eine 
bürgerliche. Beide Seiten hätten durch ein ständiges Blockie­
ren von Beschlüssen jede konstruktive Kommunalpolitik ver­
hindern können.57 Unter diesen Vorzeichen wurden besonders 
hohe Ansprüche an die Führung der Stadtgeschäfte gestellt. 
Beims nahm die Herausforderung an, zumal er in seinem Stell­
vertreter, dem bisherigen Stadtrat Albert Paul (DDP) - der selbst 
als Oberbürgermeister im Gespräch gewesen war - einen ver­
läßlichen Partner gefunden hatte. 

Urbanisierung und Industrialisierung zwangen seit der zwei­
ten Hälfte des vorigen Jahrhunderts die Städte, eine Fülle 
neuer Aufgaben zu übernehmen. Das hatte für die kommuna­
le Selbstverwaltung vielfältige Konsequenzen. Zwangsläufig 
mußte das Prinzip der Ehrenamtlichkeit immer mehr durch 
Bürokratisierung und Professionalisierung zurückgedrängt 
werden.58 Auf höherer, mittlerer und unterer Ebene der städti­
schen Behörden und Betriebe lösten Berufsbeamte die eh­
renamtlich tätigen Mitarbeiter ab. Hatten nach der Steinschen 
Städteordnung von 1808 an der Spitze der Stadtverwaltung 
neben dem besoldeten Oberbürgermeister ein bis zwei weite­
re hauptamtlich angestellte, juristisch-kameralistisch ausge­
bildete Stadträte, ein Stadtbaurat, der Syndikus und Kämme­
rer gestanden, so nahmen mit den vermehrten Tätigkeitsfel­
dern die besoldeten Stadträte ständig zu. Ihre Zahl stieg in 
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Wochenmarkt auf dem Alten Markt 

Magdeburg über zehn (einschließlich Oberbürgermeister und 
Bürgermeister) nach der Jahrhundertwende (daneben 15 un­
besoldete Stadträte) auf vierzehn nach dem ersten Weltkrieg 
(daneben 17 unbesoldete Stadträte).59 

Während die besoldeten Ratsherren 
(einschließlich Oberbürgermeister und 
Bürgermeister) in der Regel für 12 Jah­
re in den Dienst der Kommune traten, 
hatten sich mit dem Inkrafttreten des 
neuen preußischen Gemeinderatsgeset­
zes die Fraktionen der Stadtverordne­
tenversammlung darüber verständigt, 
die unbesoldeten Ratsherrenstellen ent­
sprechend der Anzahl der Sitze der ein­
zelnen politischen Parteien zu vergeben. 
Spätestens von diesem Zeitpunkt an 
konnte von einem "unpolitischen Magi­
strat" keine Rede mehr sein. Auf der 
Stadtverordnetenversammlung am 27. 
März wurden die vorgeschlagenen Kan­
didaten für die freigewordenen 17 Rats­
herrenplätze bestätigt. SPD und DDP 
waren übereingekommen, ihre Vorschlä­
ge gegenseitig zu unterstützen. 10 So­
zialdemokraten, 5 bürgerliche Demokra­
ten, 1 unabhängiger Sozialdemokrat und 
1 Vertreter der Rechtsparteien kamen in 
den Magistrat.60 

Unterhalb der Magistratsspitze gliederte sich der Behörden­
apparat in Dienststellen. Sie wurden von den Stadträten als 
Dezernenten geleitet. Die Dezernate hatten den entsprechen­
den Fachbereich sachkundig zu bearbeiten, Entscheidungs-
prozesse vorzubereiten, Beschlußvorlagen zu erstellen bzw. 
gefaßte Beschlüsse umzusetzen. Vor allem den unbesolde­
ten Ratsherren fiel es aus zeitlichen Gründen, aber auch we­
gen der unzureichenden Fachkompetenz schwer, diese Auf­
gabe voll wahrzunehmen. Daher gab es in den Dezernaten 
bzw. diesen unterstellten oder angegliederten Abteilungen und 
Ämtern hauptamtlich tätige Fachleute, die wichtige Leitungs­
prozesse ausübten. So beschäftigte der Magistrat 17 Ober­
beamte, unter ihnen drei Stadtbauinspektoren, einen Oberin­
genieur, Branddirektor, Gartendirektor, Rechnungsdirektor, 
Direktor des Statistischen Amtes, Museumsdirektor, Hafendi­
rektor, Direktor des Rieselgutes, Direktor der Stadtwerke und 
den Direktor des Schlacht- und Viehhofes.61 

Eine wichtige Rolle bei der Verwaltung der Stadt bildeten die 
Ausschüsse. Ihre Zahl richtete sich nicht nur nach den Dezer­
naten im Magistrat, sondern nach der Fülle der zu erledigen­
den Aufgaben. Die Ausschüsse setzten sich aus Magistrats­
mitgliedern. Stadtverordneten und sachverständigen Bürgern 
zusammen. Sie bildeten die Nahtstelle zwischen dem Be­
schluß- und Exekutivorgan Magistrat, der sich immer mehr zu 
einem Verwaltungsgremium von Berufsbeamten entwickelte, 
und dem Beratungs- und Beschlußorgan Stadtverordneten­
versammlung. Die Ausschußarbeit - beispielsweise zu Haus­
haltsfragen, Rechtsangelegenheiten, Eingaben, Schulfragen, 
Wohnungsbau - bot Stadtverordneten und Bürgern die Mög­
lichkeit, sich kommunalpolitisch zu profilieren, Sachkompetenz 
unter Beweis zu stellen und sich gegebenenfalls für die Über­
nahme einer unbesoldeten Ratsherrenstelle zu empfehlen.62 

Die Stadtverordnetenversammlung verkörperte weiterhin das 
ehrenamtliche Prinzip und das Laienelement in der kommu­
nalen Selbstverwaltung. Sie war die wichtigste Institution des 
Bürgereinflusses auf den Magistrat und die städtischen Be­
hörden. Ihre Mitglieder wurden von der Bürgerschaft für fünf 
Jahre gewählt. Die Stadtverordnetenversammlung wurde von 
einem Vorsteher und seinem Stellvertreter, die zu Beginn ei-

Breiter Weg/Ecke Himmelreichstraße 
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nes jeden Jahres bestätigt werden mußten, geleitet. Nach der 
Märzwahl 1919 votierten Paul Hoffmann (SPD) als Vorsitzen­
der und Carl Miller (DDP) als Stellvertreter. An der Spitze der 
einzelnen Fraktionen standen Ernst Wittmaack (SPD), Oskar 
Böer (DDP), Alwin Brandes (USPD) und Dr. Georg Zehle (DVP/ 
DNVP). Das Stadtparlament mußte ein umfangreiches Arbeits­
pensum bewältigen. Es führte beispielsweise 1919 27 Sit­
zungen durch, auf denen 1.267 Vorlagen, Eingaben und an­
dere Tagesordnungspunkte behandelt wurden.63 

In den ersten Nachkriegsjahren sahen sich die städtischen 
Körperschaften mit einer Fülle komplizierter Probleme kon­
frontiert. Dazu kam, daß die Staatsumwälzung und die damit 
eingetretene Wandlung in der Gesetzgebung die Abgrenzun­
gen und Zuständigkeiten zwischen dem Reich, dem Staat 
Preußen und den Kommunen verschoben hatte. In einem 
Bericht klagte der Magistrat: "Eine Hochflut neuer Gesetze, 
Gesetzesänderungen, Verordnungen ... war für die Verwal­
tung im wesentlichen ein stetiger Prozeß mühseliger Anpas­
sung an die stets wechselnden Verhältnisse."64 Dabei dräng­
ten unaufschiebbare wirtschaftlich-soziale Fragen auf eine 
Lösung. Es lag in der Natur der Sache, daß die Umstellung 
der Kriegswirtschaft auf Friedensproduktion nicht in kurzer Zeit 
bewerkstelligt werden konnte. Außerdem machte die von den 

Kriegsgegnern verhängte, weiter anhaltende Wirtschaftsblock­
ade den Ex- und Import von Waren nahezu unmöglich. Eben­
falls stagnierte die Inlandsnachfrage. So blieben aufgrund feh­
lender Investitionen für den Maschinen- und Apparatebau die 
traditionellen Aufträge aus der Nahrungsmittelindustrie, den 
Zuckerfabriken und den Bergbau aus. 

Trotz aller widrigen Umstände begann sich die Magdeburger 
Wirtschaft - wenn auch zunächst auf niedrigem Niveau - zu 
konsolidieren. Das belegen die Beschäftigungszahlen der 
Unternehmen der Industrie, des Handels, Verkehrs und Ge­
werbes. 

Neben der Zunahme von 9.000 männlichen Arbeitern und An­
gestellten fällt auf, daß sich nach der gemäß der Demobilisie­
rungsverordnung in den ersten Nachkriegsmonaten durchge­
führten Entlassungswelle die Zahl der weiblichen Arbeitskräf­
te in der Industrie, im Handel und Gewerbe stabilisiert hat. 
Der weitere Rückgang der Beschäftigung von Frauen im Ma­
schinen- und Apparatebau und in den Verkehrsbetrieben (u.a. 
Straßenbahn) wurde durch den Zuwachs in anderen Gewer­
begruppen (Handel, Textil, Papier, Versicherungen) kompen­
siert. Hier sind zum Teil die Frauen in die Berufe, die sie wäh­
rend des Krieges wegen der besseren Entlohnung in der Rü-

Beschäftigungszahlen der Unternehmen im Zeitraum von Ende 1918 bis Ende 1921 
(in den Klammern Anteil der weiblichen Arbeitskräfte)65 

Gewerbegruppen Zahl der Betriebe 1918 1919 1920 1921 

Maschinen-, Instrumente-Apparatebau 65 21.208 (1.533) 22.260 (811) 22.621 (793) 23.779 (689) 

Metallverarbeitung 14 1.737 (465) 1.919 (565) 1.992 (566) 1.854 (542) 

Chemie 4 3.444 (2.593) 3.922 (2.834) 4.172 (2.899) 3.985 (2.583) 

Polygraphie 21 1.407 (475) 1.766 (512) 1.779 (510) 1.971 (627) 

Steine und Erden 10 897 (212) 997 (241) 997 (221) 1.032 (230) 

Bau 54 2.309 (110) 2.605 (66) 2.748 (75) 3.327 (72) 

Seifen, Öle, Fette 16 537 (82) 752 (92) 818 (107) 984 (130) 

Textil 10 347 (283) 419 (317) 704 (504) 1.012 (728) 

Papier 11 756 (489) 849 (525) 878 (536) 1.144 (742) 

Leder 8 218 (60) 186 (19) 203 (27) 264 (24) 

Holz 27 940 (210) 1.220 (297) 1.148 (322) 1.171 (269) 

Nahrung- und Genußmittel 44 3.413 (1.363) 3.279 (1.292) 3.646 (1.498) 5.029 (2.210) 

Bekleidung 20 1.646 (1.420) 1.428 (1.129) 1.232 (856) 1.367 (921) 

Reinigung 7 312 (245) 334 (256) 282 (215) 258 (202) 

Handel 81 4.578 (2.788) 5.189 (2.853) 5.649 (2.845) 6.324 (3.150) 

Versicherungen 13 1.306 (74) 1.935 (377) 1.951 (245) 2.064 (297) 

Verkehr 15 1.664 (619) 1.745 (119) 1.595 (93) 1.544 (97) 

gesamt 420 46.717 (13.021) 50.805 (12.305) 52.415 (12.312) 57.109(13.513) 
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stungsindustrie verlassen hatten, zurückgekehrt. An dieser 
Stelle soll nicht unerwähnt bleiben, daß von den am 31. De­
zember 1921 in der Wirtschaft registrierten 57.109 Arbeits­
kräften 7.313 Personen in den Dörfern des Umlandes wohn­
ten. 6 6 

Die relative Stabilisierung der Magdeburger Wirtschaft in den 
ersten Nachkriegsjahren darf jedoch nicht über die anhalten­
de hohe Arbeitslosigkeit hinwegtäuschen. Die statistischen 
Unterlagen des städtischen Arbeitsamtes vermitteln von der 
sehr angespannten Situation auf dem Arbeitsmarkt ein unge­
fähres Bild. 

Die Zahlen belegen den durch Inflation, Investitionsmüdigkeit, 
Absatzkrise verursachten wirtschaftlichen Abschwung mit sei­
nen einschneidenden sozialen Folgen. Zu den Industrie- und 
Arbeitsstädten, die im Vergleich mit bürgerlich geprägten Kom­
munen (sogenannte Beamtenstädte) ungleich härter von kon­
junkturellen Wechsellagen betroffen wurden, gehörte auch 
Magdeburg. Zwar zahlten die Gewerkschaften ihren Mitglie­
dern bei Arbeitslosigkeit Erwerbslosenhilfe, jedoch waren bei 
einer länger anhaltenden Rezession die Kassen bald leer. Die 
Fürsorgelast fiel dann an die Kommune.68 

Im Arbeitsamt kamen von Dezember 1918 bis Ende Mai 1922 
73.784 Anträge auf Erwerbslosenfürsorge ein, von denen 
48.923 genehmigt wurden. Es mußten 30,7 Millionen RM 
Unterstützungen gezahlt werden. Davon hatte die Stadt 5,2 
Millionen RM zu tragen. Um weitere Arbeitsplätze zu sichern, 
wurden Unternehmen durch finanzielle Stützungen vor dem 
Konkurs bewahrt. Zeitweilig fanden Elbestädter durch die im 
oben genannten Zeitraum im Rahmen sogenannter Notstands­
arbeiten (Straßen- und Kanalisationsbau, Riege der Grünan­
lagen) organisierten 500.000 Tagewerke Beschäftigung.69 

Die Armenpflege bildete von jeher eine der wichtigsten Aufga­
ben der kommunalen Selbstverwaltung. Bis zur Mitte des 19. 
Jahrhunderts floß der Hauptanteil der dazu benötigten finan­
ziellen Mittel aus den von Bürgern zu wohltätigen Zwecken 
gemachten Stiftungen, über deren Erträge die Städte verfü­
gen konnten. Mit der Urbanisierung der Kommunen und der 
damit einhergehenden Bevölkerungsentwicklung und stärke­
ren sozialen Schichtung reichten die aus den milden Stiftun­
gen kommenden Gelder für die Armenpflege nicht mehr aus. 
Die städtischen Finanzen (Kämmereikasse) mußten immer 
größere Defizite ausgleichen. Nach dem ersten Weltkrieg trat 

Blick vom Hohen Wall der Zitadelle auf Elbe, Fürstenwall 
und Dom 

an die Stelle des Begriffes Armenpflege die Bezeichnung Für­
sorge.70 Die Stadt war - obwohl es bis 1924 keine gesetzliche 
Grundlage betreffs einer Fürsorgepflicht gab - für die in ihr 
wohnenden Hilfsbedürftigen verantwortlich. Das hatte auch 
behördlich-strukturelle Konsequenzen. 

gesamt davon weiblich gesamt davon weiblich gesamt davon weiblich 

1918 44.371 21.115 48.976 23.027 37.292 16.994 

1919 104.165 37.055 102.922 33.432 88.714 28.462 

1920 116.366 39.274 161.948 52.421 93.414 23.655 

1921 77.816 24.713 87.670 27.169 69.758 19.705 

1922 85.562 24.789 97.529 29.027 79.040 20.114 

1923 53.795 23.049 79.537 28.549 49.040 19.263 

1924 64.028 20.408 90.153 . 24.122 59.903 17.695 
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Bereits am 1. April 1914 war - hervorgegangen aus einem vier 
Jahre zuvor geschaffenen Amt für Jugendfürsorge - ein Wohl­
fahrtsamt eingerichtet worden, das in den folgenden schwe­
ren Jahren - wie in einer Publikation steht - die "Feuerprobe 
bestanden" hatte.71 Zwischen 1914 und 1918 gehörte es zur 
vorrangigen Aufgabe der neuen städtischen Einrichtung, die 
Versorgung der Familien der im Felde stehenden Soldaten, 
der Kriegerwitwen und -waisen zu organisieren. In der Nach­
kriegszeit übernahm das Wohlfahrtsamt die Koordination der 
Fürsorge aller öffentlichen und privaten Institutionen. Neben 
den städtischen Wohlfahrtseinrichtungen und Stiftungen be­
traf das die Arbeit von 121 Wohlfahrtsvereinen und 155 priva­
ten Stiftungen.72 Die Zentralauskunftsstelle des Wohlfahrts­
amtes prüfte die Bedürftigkeit des Antragstellers, regelte die 

sachgemäße Verteilung der bereitstehenden Mittel und ge­
währte Unterstützungen. Dank des engagierten und sachkun­
digen Einsatzes des Stadtrates und späteren Bürgermeisters 
Albert Paul wurde das Stadtgebiet in 16 Fürsorgebezirke auf­
gegliedert, an deren Spitze hauptamtliche Fürsorgeschwestern 
standen, denen ehrenamtlich tätige Stiftungspfleger und -Pfle­
gerinnen beigegeben wurden.73 Mitte der zwanziger Jahre 
betreute das Wohlfahrtsamt 1.000 Kriegsgeschädigte, 5.600 
Kriegshinterbliebene, 3.600 Kriegswaisen, 2.032 Voll- und 
Halbwaisen sowie 9.531 allgemeine Unterstützungsempfän­
ger, die ihren Lebensunterhalt ausschließlich durch die Für­
sorge bestritten. Neben Geld gewährte die Stadt Mietzuschüs­
se, Lebensmittelpakete und Heizmaterial.74 

Die Kommune und ihre Bürger vor dem finanziellen Kollaps 

Mit den vor allem seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
sich ausweitenden Aufgaben der Städte vermehrte sich deren 
Finanzbedarf. Drei wichtige Quellen ließen das Geld in die 
Kämmereikasse fließen: Steuern und Gebühren, Einkünfte aus 
Gemeindevermögen und kommunalen Betrieben sowie Kre­
ditaufnahmen. Entsprechend des jeweiligen städtetypologi-
schen Charakters hatten die einzelnen Einnahmesäulen für 
die Finanzpolitik der städtischen Körperschaften einen unter­
schiedlichen Stellenwert.75 

Alte Ulrichstraße, westlicher Teil (1931) 

Die im Jahre 1895 in Kraft getretene Kommunalabgabenre-
form hatte den preußischen Städten und damit auch Magde­
burg eine weitgehende Steuerautonomie erhalten. Mit Geneh­
migung der staatlichen Behörden war es ihnen gestattet, die 
dem Land (Staat Preußen) zustehenden direkten Steuern (z. 
B. Grund-, Gebäudesteuern) mit kommunalen Zuschlägen zu 
belegen und indirekte Steuern (z. B. Verbrauchssteuer, Lust­
barkeitssteuer, Hundesteuer) zu erheben. Typisch für Magde­
burg war, daß die Kämmereikasse bedeutende Einnahmen 
aus den Gewinnen der städtischen Betriebe und Anstalten 
(Wasser-, Gas-, Elektrizitätswerk, Schlachthof, Müllabfuhr, 
Abwasserbeseitigung, Stadtgut Körbelitz) erzielte.76 

Mit dem durch den Versailler Frieden dem Reich auferlegten 
Bürden - Haftung für die den Siegermächten zu erbringenden 
Wiedergutmachungsleistungen - wurde es notwendig, das 
gesamte Finanzsystem neu zu ordnen. Zwischen dem Reich, 
den Ländern und Kommunen mußten die Einnahmen zugun­
sten des Reiches neu aufgeschlüsselt werden. In diesem Sin­
ne wurde durch die Erzbergersche Finanzreform 1920 die 
Steuerautonomie der Kommunen bedeutend eingeschränkt. 
Ein Teil der bisherigen Geldquellen der Städte versiegte. De­
ren Selbstverwaltungen waren gezwungen, nach neuen Ein­
nahmemöglichkeiten Ausschau zu halten. 

Die Kriegsjahre hatten Magdeburg - wie bereits oben darge­
legt - höhere Steuereinnahmen beschert. Gleichzeitig fiel durch 
die Beteiligung der Stadt an der Zahlung von Unterstützun­
gen für Familien, deren Ernährer im Feld standen, sowie für 
Kriegsversehrte und -hinterbliebene ein größerer Finanzbe­
darf an. Es bereitete jedoch keine Schwierigkeiten, Darlehen 
zu günstigen Zinssätzen zu bekommen.77 An dieser Lage än­
derte sich nach dem Kriegsende zunächst wenig, wenn es 
auch der Kämmereikasse immer schwerer fiel, die laufenden 
Ausgaben zu begleichen. Zur Deckung außerordentlicher Ver­
bindlichkeiten mußten weitere langfristige Anleihen aufgenom­
men werden.78 Jedoch machte das größere Probleme als in 
der Kriegszeit. Als der Magistrat im September 1919 43 
Großbanken anschrieb, unterbreiteten lediglich vier Geldin­
stitute Angebote, und zwar zu sehr ungünstigen Konditionen. 

Erhöhte Ausgaben ergaben sich in erster Linie aus der fort­
schreitenden Inflation. Die Preise stiegen und die städtischen 
Beamten, Angestellten und Arbeiter verlangten einen Teue­
rungsausgleich, der ihnen in immer kürzeren Abständen ge­
währt werden mußte. So erhielten die 2.200 städtischen Ar­
beiter am 1. August 1920 14 Prozent und vier Monate später 

26 MAGDEBURGS AUFBRUCH IN DIE MODERNE 



Alte Ulrichstraße, östlicher Teil (1931) 

13 Prozent mehr Lohn.79 Zu Buche schlugen auch die Zula­
gen zur Bezahlung des über 3.000 Mann starken Wachregi­
mentes.80 

Es war der Stadt unmöglich, im Gleichklang mit den wach­
senden Ausgaben neue Einnahmequellen zu erschließen. Im 
Bericht des Magistrats über das Rechnungsjahr 1919/20 hieß 
es, daß nur durch die "gewaltige Steigerung der Steuern und 
insbesondere durch die Erhebung einer 5. Vierteljahresrate 
der Gemeinde-Einkommenssteuer" es möglich gewesen sei, 
das Schlimmste zu verhindern. Die Stadt erhob damals 13 
kommunale Steuerzuschläge und indirekte Steuern. Das mei­
ste Geld erbrachten die Gemeinde-Einkommenssteuer sowie 
die Lustbarkeits- und Kartensteuer.81 

Nach Inkrafttreten der Erzbergerschen Finanzreform ver­
schlechterte sich die finanzielle Lage Magdeburgs weiter. Dabei 
fiel besonders ins Gewicht, daß es dem Reich immer schwe­
rer fiel, pünktlich den der Kommune zustehenden Anteil an 
der Einkommenssteuer zu zahlen. Ende März 1921 standen 
bereits 18,3 Millionen Mark aus.82 Es blieb den städtischen 
Körperschaften nichts anderes übrig, als alle Möglichkeiten 
vermehrter Geldeinnahmen auszuloten. Bereits 1919 hatte 
man die vermögenden Bürger aufgerufen, der Kommune durch 
Gewährung unkündbarer Schuldscheindarlehen aus der finan­
ziellen Misere zu helfen. Vom Juli 1919 bis zum März 1922 
kamen auf diesem Wege 129,58 Millionen Mark ein.8 3 All das 
blieb jedoch lediglich "ein Tropfen auf dem heißen Stein." Ver­
mehrte Einnahmen, die später nicht zurückgezahlt werden 

mußten, konnten nur aus den Kommunalabgaben der Bürger 
kommen. In einer Magistratsvorlage vom Mai 1920 stand es 
klar und deutlich: "Die gegenwärtige Finanzlage der Stadt er­
fordert es gebieterisch, alle Steuerquellen auszuschöpfen".84 

In diesem Sinne mußten die Magdeburger ständig tiefer in die 
Tasche greifen. Bereits im Januar 1920 hatten die Stadtver­
ordneten "trotz schwerer Bedenken" dem Antrag des Magi­
strat zugestimmt, auf die Einkommenssteuer einen kommu­
nalen Zuschlag von 360 Prozent zu legen.85 Gebühren für die 
Nutzung der Friehofskapellen, das Marktstandgeld und das 
Schulgeld stiegen laufend an. Neue Finanzquellen - so die 
Fremdensteuer, die Schankkonzessionssteuer - wurden er­
schlossen, dagegen eine Fahrradsteuer in der "Stadt der Rad­
fahrer" abgelehnt. Hunde hatten bald keine Überlebenschan­
ce, denn das "Herrchen oder Frauchen" mußten jährlich mehr 
draufzahlen. Trotz der zunehmenden finanziellen Belastung 
der Bürger reichten die städtischen Einnahmen nicht aus. 

Die Inflation bereitete dem kommunalen Finanzgebahren auch 
bei der Aufstellung jährlicher Haushaltspläne Probleme. Der 
fortschreitende Währungsverfall machte eine praktikable Pla­
nung unmöglich. Bei dem ständigen Ansteigen der Preise fehlte 
ein konstanter Wertmesser, zumal Vergleichszahlen früherer 
Jahre nicht berücksichtigt werden konnten. Haushalts- und 
Nachhaushaltspläne schlossen stets mit ungedeckten Posi­
tionen ab.8 6 So stellte im Juni 1922 der Haushaltsausschuß 
einen Fehlbetrag von 110 Millionen Mark fest. Er erklärte sich 
außerstande, einen Etat zu entwerfen, da bei der Geldent­
wertung Einnahmen und Ausgaben nicht mehr kalkulierbar 
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seien.87 Hatte bis dahin "die Liquidität der städtischen Kassen 
... die angespannteste Aufmerksamkeif erfordert, so war die 
Kommune seit Anfang 1923 finanziell nicht mehr aktionsfähig. 
Die einsetzende Hyperinflation verhinderte jegliches Fixieren 
von Einnahmen und Ausgaben. Die Etatvorschläge der De­
zernate und Ämter mußten laufend korrigiert werden. Der 
Haushaltsplanentwurf war bereits vor der Beratung in der 
Stadtverordnetenversammlung völlig überholt. Durch das so­
genannte Sammelkontensystem wurde versucht, die kommu­
nalen Ein- und Ausgaben notdürftig zu steuern. Für die Haupt­
ausgabearten der gesamten Verwaltung (Gehälter, Löhne, 
Gebäudeunterhaltung) mußte monatlich der durch die Geld­
entwertung erforderliche Mehrbedarf festgestellt werden. Der 
Versuch, durch zusätzliche Einnahmen den Verbindlichkeiten 
nachkommen zu können, ging nicht mehr auf. Die Stadt be­
saß keine Möglichkeiten, neue Geldquellen zu erschließen. 
Das Reich überwies mit großen Zeitverzug den der Kommu­
ne zustehenden Anteil an den Steuern. Die Besoldung der in 
städtischen Diensten stehenden Beamten und Lehrer war nicht 
mehr gewährleistet.88 Am 1. Juli betrug das Finanzloch im 
Stadtsäckel bereits 61,4 Billionen Mark. Ständige Aufforde­
rungen an die vermögenden Bürger, die Steuern im voraus zu 
bezahlen, und weitere Steuererhöhungen konnten den fakti­
schen Bankrott nicht mehr verdecken. Allein für die Entloh­
nung der im Dienste der Stadt stehenden Beamten, Ange­
stellten und Arbeiter - ohne die Beschäftigten der Kommunal­
betriebe - wurden im September 1923 186 Billionen Mark 
benötigt. Die Höhe des Septembergehaltes eines Angestell­
ten betrug 563 Juligehälter.89 

Die Bemühungen um weitere Kredite blieben so gut wie aus­
sichtslos. Von 1919 bis 1923 hatte Magdeburg bei Versiche­
rungsgesellschaften und Sparkassen Schuldscheindarlehen mit 
einem Nennbetrag von 2,7 Milliarden Papiermark (Wert von 12,5 
Millionen Goldmark) aufgenommen. Seit 1923 waren Schuld­
scheindarlehen nicht mehr zu haben. Die Verhandlungen mit 
einer US-Bank über eine Anleihe von 1 Milliarde Papiermark zu 
8 Prozent Zinsen verzögerten sich bis nach der Währungssa­
nierung. Die Anleihe kam dann in Höhe von 434 Goldmark(l) in 
die Kämmereikasse.90 Um den totalen Finanzkollaps abwen­
den zu können, erhielt die Stadt nach wiederholten Vorstellun­
gen bei den staatlichen Behörden von der Preußischen Staats­
bank einen Wechselkredit "zur Bestreitung ihrer ordentlichen 
Verwaltungsbedürfnisse".91 Trotzdem wäre Magdeburg zah­
lungsunfähig gewesen, wenn man nicht eigenes Notgeld ge­
druckt und zur Deckung der Ausgaben eingesetzt hätte. 

Magdeburger Notgeld vom 25. Oktober 1923 

Städtisches Notgeld gab es bereits während des Weltkrie­
ges. Der Mangel an Zahlungsmitteln bewog die Kommune, 
Notgeldscheine herstellen zu lassen und in Umlauf zu brin­
gen. Nachdem dieselben auf Betreiben der Reichsbank im 
Jahre 1919 wieder aus dem Verkehr gezogen werden muß­
ten, entschlossen sich ein Jahr später die städtischen Kör­
perschaften, die fehlenden kleinen Zahlungsmittel durch 
Scheine mit einem Nennwert von 10, 25, 50 Pfennigen zu 
ersetzen. Das Kleinnotgeld schied mit der Geldentwertung 
von selbst aus dem Zahlungsverkehr aus. 

Im Oktober 1922 legte die Stadt 500 Mark-Notgeldscheine 
- für die bei der Reichskreditgesellschaft ein Gegenwert hin­
terlegt werden mußte - auf. Zeitweilig wieder aus dem Ver­
kehr gezogen hielten sie mit einem Aufdruck versehen die 
Kommune auf den Höhepunkt der Inflation halbwegs zah­
lungsfähig. Die 500 Mark-Notgeldscheine spiegeln mit dem 
laufend veränderten Nennwert-Aufdruck den dramatischen 
Währungsverfall im Spätsommer/Herbst 1923 wider: Sep­
tember (20-50 Millionen Mark), Oktober (500 Millionen, 5 
Milliarden, 20 Milliarden, 50 Milliarden, 100 Milliarden Mark) 
November (200 Milliarden, 500 Milliarden, 1 Billion Mark).92 

Wenn wir einem Magistratsbericht Glauben schenken dür­
fen, wurde das Stadtnotgeld von den Geldinstituten "stür­
misch begehrt".93 

Neben der galoppierenden Inflation hatte 1923 noch ein an­
deres Ereignis tiefgreifende Auswirkungen auf das Leben 
der Bürger. Die Besetzung des Ruhrgebietes durch franzö­
sische und belgische Soldaten beantwortete die deutsche 
Regierung mit dem "passiven Widerstand" - der Einstellung 
der Produktion im Zentrum der deutschen Wirtschaft. Auch 
für die Magdeburger Industrie blieben die Lieferungen an 
Kohle, Eisen und Stahl aus dem Rheinland aus. Sowohl die 
zunehmende Arbeitslosigkeit als auch die hinter den Prei­
sen zurückbleibenden Löhne und Gehälter schufen für vie­
le Familien eine fast ausweglose Lage. Nach Berechnun­
gen des Statistischen Amtes der Stadt stieg bezogen auf 
die Vorkriegszeit (1914 = 100) der Index für die Preise der 
Grundnahrungsmittel Ende 1921 auf 1920, im Oktober 1922 
auf 14.397 bis Ende Juli 1923 auf 875.450. Die Lebenshal­
tungskosten einer fünfköpfigen Normalfamilie hatten sich 
im Vergleich mit dem Jahr 1914 um das 23.205fache er­
höht.94 Seit Mitte 1923 katapultierte die Inflation ins Astro­
nomische. Ladenbesitzer und Händler hielten ihre Waren 
zurück, wollten für das täglich, ja stündlich weiter wertlos 

werdende Papiergeld nichts mehr ver-
kaufen. Für Grundnahrungsmittel vor­
gegebene Richtpreise fanden keine 
Beachtung. Hatte auf dem Magdebur­
ger Wochenmarkt am 7. Oktober ein 
Salzhering zwischen 4-6 Millionen 

J Mark gekostet, so betrug der Preis vier 
Tage später 10-14 Millionen Mark und 
stieg bis zum 4. November auf 4-7 Mil­
liarden Mark. Vor allem die Arbeitslo­
sen - in Magdeburg betrug ihre Zahl 
im Oktober 1923 10.105 Männer und 
5.293 Frauen - hungerten bei der ge­
ringen Erwerbslosenunterstützung und 
Sozialfürsorge. Die Not trieb die Men­
schen zu kriminellen Handlungen. So 
plünderte am 20. Oktober eine aufge­
brachte Menge die Fleischstände des 
Wochenmarktes in der Innenstadt. Auf 
dem Neustädter Markt kam es sogar 
zu Schießereien, bei denen eine Per-
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Magdeburger Notgeld aus dem Jahre 1923 

son zu Tode kam. Die Wochenmärkte mußten von nun an 
unter Polizeischutz gestellt werden. Brotkarten wurden ein­
geführt, um Hamsterkäufe zu unterbinden. 

Ausdruck der zugespitzen und ausweglosen Lage war der 
Versuch des Oberpräsidenten der Provinz, mit Hilfe einer 
Verordnung die Lebensmittelerzeuger zu zwingen, Brot, Kar­
toffeln, Fleisch, Milch und Butter den Kommunen zuzufüh­
ren. Die Bauern und Händler waren jedoch nicht bereit, ihre 
Produkte für wertlose Geldscheine abzugeben. Am 23. Ok­
tober mußte die Verordnung zurückgenommen werden.95 

In den letzten Monaten des Jahres 1923 beschäftigten sich 
Magistrat und Stadtverordnetenversammlung fast nur noch 
mit der finanziellen Situation der Kommune, mit dem Auf­
bringen des Geldes für die Erwerbslosenfürsorge und der 
Beschaffung von Lebensmitteln. Allein für die Arbeitslosen­
unterstützung im Oktober benötigte die Stadt 288 Billionen 
Mark. Rigoros mußten Sozialleistungen - so für die Kriegs­
versehrten und Invaliden, für die Lungenkranken - gekürzt 
werden. Der Magistrat entschloß sich, Ausgaben mit eige­
nen Notgeldscheinen zu finanzieren. Unternehmer und 
Geschäftsleute weigerten sich jedoch zunehmend, für das 
städtische Notgeld Waren zu verkaufen. 

Die mit der Rentenmark im November 1923 eingeleitete Sta­
bilisierung der Währung signalisierte das Ende der Inflation 
und der wirtschaftlichen Talfahrt. Innerhalb weniger Tage fie­
len die Preise auf das normale Maß zurück. Der Magistrat 
nutzte die Tage vor der Währungsumstellung, indem er sechs 
Anleihen, die die Stadt zwischen 1886 und 1919 aufgenom­
men hatte, kündigte und sich so der gesamten Schulden 
mit wertlosem Papiermark entledigte. Die Stadtkasse be­
gann sich - wenn auch langsam - zu füllen, denn die Steu­
ern kamen nun wieder in "harter Währung" ein. Um die Vor­
aussetzung für die Aufstellung eines ordentlichen Haushalts­

planes zu schaffen, faßte am 13. März 1924 die Stadtver­
ordnetenversammlung den Beschluß, auf die Überprüfung 
und Entlastung der städtischen Einnahmen und Ausgaben 
in den fünf Nachkriegsjahren zu verzichten.96 

Der wirtschaftliche Aufschwung schlug in Magdeburg sehr 
langsam zu Buche und war im Vergleich mit anderen deut­
schen Territorien von kurzer Dauer. Die soziale Not blieb 
groß. Bereits Anfang Oktober 1923 hatte der Oberbürger­
meister angeregt, ein kommunales Hilfswerk zur Linderung 
von Hunger, Kälte und Not zu gründen. Die Presse appel­
lierte an die Bürger, für die Winternothilfe zu spenden. Im 
Dezember 1923 erhielten täglich 1.500 bis 2.000 Magde­
burger ein warmes Mittagessen. Mitglieder des Stahlhelm 
sammelten 1.000 Zentner Kohlen für Bedürftige.97 

Im Vergleich zur Vorkriegszeit stiegen die städtischen Auf­
wendungen für die Armenfürsorge auf das Dreifache. Muß­
ten 1914 9.879 Personen von der Stadt unterstützt wer­
den, so waren es zehn Jahre später 49.336 Menschen.98 
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Zunehmende politische Polarisation und Rechtsruck 

Die ersten Nachkriegsjahre hatten die unterschiedlichen Stand­
punkte der einzelnen politischen Lager - nicht so sehr über 
kommunale Fragen, sondern zu den großen nationalen Aus­
einandersetzungen - immer deutlicher werden lassen. Auch 
in Magdeburg bröckelte der Ende 1918/Anfang 1919 zwischen 
der SPD und den bürgerlichen Parteien bestandene Konsens. 
Die drückenden Bestimmungen des Versailler Friedens, das 
Verhalten der Siegermächte gegenüber Deutschland, Rhein­
landbesetzung und Reparationen polarisierten Anhänger und 
Gegner der Republik. Extremisten von rechts und links ver­
suchten die innenpolitischen Schwierigkeiten auszunutzen und 
den Weimarer Staat zu stürzen. 

Im März 1920 besetzten meuternde Freikorps Berlin und er­
klärten die flüchtende Regierung für abgesetzt. Unruhe be­
mächtigte sich der Elbestädter, als bekannt wurde, daß eine 
Freikorpseinheit von Altengrabow auf Magdeburg marschie­
re. Unter dem Eindruck der sich überstürzenden Ereignisse 
traten am 13. März Magistrat und Stadtverordnetenversamm­
lung zu einer außerordentlichen Sitzung zusammen, um die 
Lage zu beraten. Die Vertreter der Rechtsparteien machten 
keinen Hehl aus ihrer Haltung zur Republik. Der Standortkom­
mandant der Reichswehr, Generalmajor von Groddeck, ließ 
zunächst offen, für wen er mit allen Mitteln Ruhe und Ordnung 
aufrechtzuerhalten gedachte. In der hitzigen Debatte gestand 
er später ein, daß Richtschnur seines gesamten Handelns der 
Eid sei, dem er den Kaiser geleistet habe. Auf der anderen 
Seite verlangten Arbeiterabordnungen Waffen, um die Repu­
blik zu verteidigen. In der ihm eigenen Art verstand es Ober­
bürgermeister Beims zu vermitteln und die streitenden Partei­
en an einem Tisch zu bringen. Er betonte, die städtischen 
Behörden würden sich aus den politischen Vorgängen her­
aushalten und ihre Aufgabe darin sehen, die Bevölkerung vor 
wirtschaftlichen Schäden zu bewahren. Beims nahm Gene­
ralmajor von Groddeck in Schutz und riet sowohl von einem 
Generalstreik als auch von der Bewaffnung der Arbeiter ab. 
Die Teilnehmer der Beratung distanzierten sich nicht eindeu-

Massenprotest gegen den Kapp-Putsch 

tig von den Putschisten." Am folgenden Tag standen aber auch 
in Magdeburg alle Räder still. Die Mehrheit der Elbestädter 
beteiligte sich am Generalstreik und legte damit ein Bekennt­
nis für den demokratischen Staat ab. Mit den Putschisten sym­
pathisierende Soldaten und Offiziere wurden entwaffnet. Der 
in Magdeburg residierende Oberpräsident der Provinz Sach­
sen ließ auch Generalmajor von Groddeck festnehmen. 

Die Ermordung von Außenminister Walther Rathenau durch 
zwei rechtsradikale Offiziere heizte zwei Jahre später das 
gespannte innenpolitische Klima weiter an. In einer am 30. 
Juni 1922 von Magistrat und Stadtparlament durchgeführten 
Sitzung hielt der Oberbürgermeister die Gedenkrede, in der 
er, gerichtet an die Rechtsparteien, die sich nach Beims Wor­
ten an dem feigen Mord berauscht hätten, feststellte: "Unsere 
Geduld ist am Ende...!"100 Ein Antrag der SPD-Fraktion, un­
verzüglich die an die Monarchie erinnernden Denkmäler aus 
dem Stadtbild zu entfernen, fand gegen die Stimmen der bür­
gerlichen Parteien eine Mehrheit. Auch wurde nun spontan 
die erste der vier großen Straßenumbennenungskampagnen 
in diesem Jahrhundert beschlossen. Damals mußten die "Mon­
archisten" daran glauben (Königstraße in Rathenaustraße, 
Wilhelmstraße in Kölner Straße, Kaiserstraße in Otto-von-
Guericke-Straße, Wilhelmplatz in Friedensplatz, Kronprinzen­
straße in Einsteinstraße, Friedrichstraße in Erzbergerstraße).101 

Die Unzuverlässigkeit der Reichswehr bei der Bedrohung der 
Republik durch Extremisten sowie die zunehmende Rechts­
orientierung des Stahlhelm ließen unter den Sozialdemokra­
ten, aber auch im demokratischen Bürgertum, den Ruf nach 
der Schaffung einer republikanischen Schutzwehr immer lau­
ter werden. Anfang 1924 ergriff der Oberpräsident der Pro­
vinz Sachsen, Friedrich Otto Hörsing (SPD), die Initiative, 
anstelle der bereits bestehenden örtlichen und bezirklichen 
Abwehrverbände - in Magdeburg gab es bereits eine 25.000 
Mann zählende Republikanische Notwehr102 - eine sich auf 
das gesamte Reichsgebiet erstreckende, straff gegliederte Or­

ganisation aufzubauen. Vom 20. bis zum 
22. Februar versammelten sich in einem 
Gastzimmer des Lokals "Kloster-Berge-
Garten" Sozialdemokraten und einige 
Mitglieder der DDP, um das "Reichsban­
ner Schwarz-Rot-Gold (Bund der repu­
blikanischen Kriegsteilnehmer E.V., Sitz 
Magdeburg)" aus der Taufe zu heben. 
In einer Entschließung betonten die 
Gründer, daß es das Ziel der Wehrorga­
nisation sei, die Staatsautorität zu festi­
gen und die Bevölkerung zur Staatsfreu­
digkeit zu erziehen. Eindeutig grenzte 
man sich von den Kommunisten und 
Monarchisten ab. Ein Jahr später hatte 
das Reichsbanner bereits 3 Millionen 
Mitglieder. Am 21./22. Februar 1925 fand 
die Bundesgründungsfeier in Magdeburg 
statt. An dem Aufmarsch beteiligten sich 
130.000 Mitglieder. Magdeburg wurde 
Sitz des Bundesvorstandes, an dessen 
Spitze Hörsing und als sein Stellvertre­
ter Karl Höltermann, Redakteur der 
"Volksstimme", standen. Im Mai 1926 
veranstaltete das Reichsbanner die er­
ste Bundes-Generalversammlung im 
"Herrenkrug".103 
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Aufmarsch des Reichsbanners anläßlich des ersten Jahres­
tages der Gründung auf dem Breiten Weg (22.2.1925) 

Die Gründung des Reichsbanners fiel nicht von ungefähr in 
eine Zeit verschärfter politischer und sozialer Auseinander­
setzungen, in die aufgrund der instabilen wirtschaftlichen Ver­
hältnisse Magdeburg immer mehr hineingezogen wurde. So 
war in der Elbestadt der nach dem Ende 
der Inflation erhoffte ökonomische Kon­
solidierungsprozeß ausgeblieben. Be­
reits 1924 lähmten Absatzkrise und Ar­
beitslosigkeit das Wirtschaftsleben. Die 
Anstrengungen der großen Unterneh­
men, durch Konzentration der Produkti­
on und Rationalisierungsmaßnahmen 
die Konkurrenzfähigkeit und die im zu­
rückliegenden Jahrzehnt verlorengegan­
genen Absatzmärkte zurückzugewinnen, 
gingen in erster Linie auf Kosten der Ar­
beitsplätze. Einem Bericht zufolge hat­
ten die wirtschaftlichen Umschichtungen 
Mitte des Jahrzehnts "schärfste Auswir­
kungen in allen Berufszweigen, eine Ar­
beitslosigkeit von noch nie dagewese­
nem Umfange."104 Die angemeldeten 
und vollzogenen Konkurse mittelständi­
scher und Handwerksbetriebe erreich­
ten eine bis dahin nicht gekannte Höhe. 

Angemeldete und vollzogene Konkurse von Unternehmer 
Gesellschaften und Betrieben im Stadtkreis Magdeburg105 

Ein immer größer werdender Kreis der Unternehmer, Kauf­
leute, Händler und Handwerker begann enttäuscht von der 
mit so großen Schwierigkeiten konfrontierten Weimarer De­
mokratie nach rechts abzudriften. Ihr Unmut führte sie in die 
Wählerschaft der DVP, DNVP und der Rechtsextremisten. 
Dagegen näherten sich immer mehr Arbeitslose den Kommu­
nisten, die sich als deren Sachwalter profilierten. 

Im Vorfeld der anstehenden Reichstags- und Kommunalwah­
len spitzte sich auch in Magdeburg die politische Lage weiter 
zu. Während die Sozialdemokraten auf Erfolge bei der Festi­
gung der Republik und der Meisterung der schwierigen Nach­
kriegsprobleme verwiesen, sprachen die Rechten und Kom­
munisten vom Bankrott der "Novemberpolitiker". An der Wahl 
der Abgeordneten des Stadtparlamentes beteiligten sich von 
200.032 wahlberechtigten Magdeburgern 84,16 Prozent. 

Reichsbanner-Spielmannszug, Magdeburg-Reform/Lemsdorf (1925) 

Jahr Konkurse 

1918 55 

1919 54 

1920 57 

1921 93 

1922 80 

1923 43 

1924 128 
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Ergebnis der Wahl zur Stadtverordnetenversammlung in Mag­
deburg am 4. Mai 1924106 

Kommunale Rahmenbedingungen für den Schritt in die Moderne 

Für den von einem sozialdemokratischen Oberbürgermeister 
geführten Magistrat wurde die Amtsführung durch die Zusam­
menarbeit mit einer Stadtverordnetenversammlung, in der sich 
die Sitzverhältnisse bedeutend verändert hatten, schwerer. 
Beims und seine Mitstreiter konnten sich jedoch bei den grund­
legenden kommunalpolitischen Aufgaben der Unterstützung 
der Magdeburger Wirtschaft, allen voran des Fabrikanten und 
Kaufmannes Carl Miller, sicher sein. Es ging in erster Linie 
darum, die Stellung der Stadt in jeder Hinsicht auszubauen 
und bisherige Defizite zu überwinden. Jetzt war die Gelegen­
heit gekommen, Pläne und Projekte der Vorkriegszeit, deren 
Ausführung in dem zurückliegenden Jahrzehnt nicht möglich 
gewesen war, aufzugreifen und entsprechend den neuen An­
sprüchen gründlich zu überarbeiten. Dafür bildete eine wichti­
ge Voraussetzung, daß in alle Dezernate und Ämter der Stadt­
verwaltung modernes Denken und Bereitschaft zu kreativem 
Handeln einzog. Noch immer hinterließen das Erbe ehemali­
ger geistiger Enge und militärischer Ausrichtung des Lebens 
während der über zweihundertjährigen Festungs- und Garni­
sonszeit sowie die angestauten Minderwertigkeitskomplexe, 
im Vergleich mit anderen preußischen Provinzmetropolen le­
diglich eine "Rumpf- Provinzhauptstadt zu sein, nicht nur im 
Rathaus, sondern in der gesamten Kommune Spuren. Kla­
gen über ein "Hintenangestelltsein" und ein "schlechtes Be­
handeltwerden" haben sich auch in Publikationen der begin­
nenden zwanziger Jahre niedergeschlagen. So lesen wir in 
einer vom Magistrat, der Handelskammer und dem Verkehrs­
verein 1922 herausgegebenen Schrift, die "Drittel-Millionen­
stadt" sei seit ihrer Zugehörigkeit zu Preußen "in eine Stellung 
abseits vom Weltverkehr" gedrängt worden, "der Staat (Preu­
ßen M.W.) selbst nahm ihr Licht und Luft, behandelte sie stief­
mütterlich." Er vergab die Universität nach Halle, das Ober­
landesgericht nach Naumburg sowie den Landtag und die Ge­
neralsynode nach Merseburg. Unlängst - so wurde festgestellt 
- hätte sich ein preußischer Minister abfällig über das der El­
bestadt fehlende geistige Klima geäußert, obwohl doch be­
kannt sei, daß gerade die Staatsregierung diesen Mangel zu 

Die beiden republiktragenden Parteien - SPD und DDP - muß­
ten erdrutschartige Verluste hinnehmen. Ihnen wurden die 
wirtschaftlich-sozialen Probleme der Nachkriegszeit angela­
stet. Der rechtskonservative Bürgerblock war der Wahlsieger. 
Daneben hatten mit der KPD - die einen Teil der Anhänger der 
aufgelösten USPD, aber auch unzufriedene SPD-Wähler auf­
gefangen hatte - und dem Völkisch-Sozialen Freiheitsblock 
erstmals die Links- und Rechtsextremisten im Stadtparlament 
Einzug gehalten. 

Entsprechend des Gemeindewahlgesetzes vom April 1923, 
das unter anderem die Zahl der Stadtverordneten nach oben 
begrenzte, legte ein am 28. Juni 1923 erlassenes Ortsstatut 
die Anzahl der Abgeordneten im Stadtparlament auf 66 fest. 
Dazu kam später ein weiterer Abgeordneter für das einge­
meindete Diesdorf.107 Die 66 Sitze verteilten sich wie folgt: 25 
SPD, 25 Bürgerliche Einheitsliste, 6 DDP, 3 Völkisch-Sozialer 
Freiheitsblock, 7 KPD. 

Stadtbaurat Bruno Taut 

Stimmen Prozent 

SPD 59.076 35,90 

DDP 14.297 8,49 

Bürgerliche Einheitsliste 
(DVP/DNVP/Zentrum) 52.159 30,98 

KPD 17.861 10,61 

Völkisch-Sozialer Freiheitsblock 9.070 5,39 

Deutsch-Soziale Partei 6.277 3,73 

Republikanische Partei Deutschlands 2.063 1,22 

Rentner Bund 4.103 2,44 
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verantworten habe. 1 0 9 Eine zweite im 
selben Jahr erschienene Publikation 
stimmte zwar eingangs in das Wehkla­
gen ein, indem sie die Festungszeit als 
eine ununterbrochene Leidensstrecke 
charakterisierte, in der Magdeburg sei­
ne "natürlichen Eigenschaften nicht recht 
zur Entfaltung bringen konnte", jedoch 
wurde gleichzeitig die Grundlinie der 
kommunalpolitischen Strategie des neu­
en Stadtregiments umrissen. Es hieß: "In 
schwierigen Zeiten wird man nicht vor­
wärts kommen mit Zagen und Zaudern. 
Nicht Passivität gegenüber den Anfor­
derungen der Zeit, sondern besonnene 
und zähe Arbeit, mutiges Wagen kann 
bessere Zeiten bringen. Magdeburg hat 
sich aus mancher schweren Niederlage 
emporgearbeitet. Es wird auch die Fol­
gen des Weltkrieges überwinden, und 
wenn seine Lenker sich ihrer Aufgabe 
bewußt sind, wird die alte Handelsstadt 
an der Mittelelbe zu einer großen neuen 
Blüte gedeihen."110 

Blick von der Johanniskirche auf den nordwestlichen Teil der Stadt 
Die Umsetzung dieses Programms hing 
wesentlich von den Persönlichkeiten an 
der Spitze der Magistratsverwaltung ab. Oberbürgermeister 
Beims hatte es verstanden, für ausscheidende besoldete Stadt­
räte außerordentlich befähigte Mitstreiter zu gewinnen. Im Juli 
1921 wurde der Berliner Architekt Bruno Taut als Stadtrat für 
Hochbau in sein Amt eingeführt. "Magdeburg brauche jetzt, 
wo es vor großen städtebaulichen Aufgaben stehe, eine ab­
geklärte, zielsichere Persönlichkeit..." betonte Beims.111 Durch 
Einwände des Regierungspräsidenten gelang es damals lei­
der nicht, wie ursprünglich vorgesehen, Taut für zwölf Jahre 
an Magdeburg zu binden. Für den in Pension gehenden, um 
das Bildungswesen hochverdienten Stadtschulrat Franke kam 
im Oktober 1921 der bisherige Schuldirektor Hans Löscher 
aus Stollberg/Erzgebirge an die Elbe. Weitere wichtige perso­
nelle Veränderungen während der Amtszeit von Hermann 
Beims gab es vor allem im Jahre 1927. Für den ausscheiden­

den Bürgermeister Albert Paul, der eine neue Aufgabe im Bank­
gewerbe übernahm, wurde im November der Stadtrat und 
Direktor des Statistischen Amtes Prof. Dr. Landsberg mit der 
zweiten Stelle in der Magistratsspitze betraut. 

Landsberg, der seit 1904 im Dienst der Stadt stand, verant­
wortete gleichzeitig das Dezernat für Finanzen. Die Stadtrats­
stelle von Landsberg bekam der Syndikus Dr. Klewitz. Im sel­
ben Jahr wurde der bisherige Magistratsbau rat Göderitz für 
den bereits drei Jahre zuvor ausgeschiedenen Taut Stadtbau­
rat für Hochbau. 1926 waren Magistratsbaurat Götsch zum 
Stadtbaurat für Tiefbau und Dr. Konitzer zum Stadtmedizinal­
rat gewählt und eingeführt worden.112 

Entwicklung des Gebietsumfanges der Stadt Magdeburg im Zeitraum von 1821 bis 1931 (in ha)1 1 4 

Jahr Gesamtfläche bebaut Straßen, Wege, Eisenbahn Wasser Wald 

1821 2.424 

1875 3.391 

1900 5.548 

1910 10.803 1.022 1.226 583 

1920 10.809 1.257 1.312 561 

1925 11.578 1.377 1.357 560 

1928 12.798 1.455 887 753 604 

1929 12.802 1.485 895 756 599 

1931 12.805 1.511 898 789 599 
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Strombrücke und Johanniskirche 

In diesen Jahren schieden zwei angesehene Mitglieder des 
Magistrats aus dem Leben. Ende des Jahres 1926 starb der 
Stadtschulrat in Ruhe Franke. Zehn Monate später wurde der 
Tod von Wilhelm Kobelt beklagt. Kobelt hatte sich in der Vor­
kriegszeit als Reichstagsabgeordneter mit Erfolg für die "Ent-
festigung" Magdeburgs eingesetzt und später als Dezernent 
des Schlacht- und Viehhofes viel für dessen Ausbau gelei­
stet.113 

Als wichtige Rahmenbedingungen für das kommunale Han­
deln nach dem Abflauen der Nachkriegskrise sollen die fol­
genden ausgewählten Fakten vorgestellt werden. Der Gebiets-
umfang der Stadt hatte sich durch Eingemeindungen und Land­
erwerb in über einhundert Jahren verfünffacht. 

In den zwanziger Jahren gab es nur eine Eingemeindung, die 
Magdeburg neben nennenswertem Einwohnerzuwachs auch 
weiteren Baugrund in Aussicht stellte. Am 1. April 1926 erfolg­
te die Angliederung des unmittelbar vor der westlichen Stadt­
grenze gelegenen Diesdorf mit 3.105 Bewohnern und 705 ha 
Grund und Boden.115 

Zwei Jahre später ging ein lang gehegter Wunsch der städti­
schen Körperschaften, den Magdeburgern "auf eigenem Ter­
rain" Wald und Wasser und damit bessere Erholungsmöglich­
keiten zu bieten, in Erfüllung. Zum 1. Oktober 1928 erwarb 
die Stadt den Gutsbezirk Biederitz-Forst (12 Einwohner; 465,93 
ha), den Gutsbezirk Zipkeleben (75 Einwohner; 323,25 ha) 
und eine zwischen der Kreuzhorst und Prester gelegene En­
klave des Gutsbezirkes Pechau (21,72 ha). Zwei Monate da­
nach konnte der Landerwerb mit dem Gutsbezirk Salbke-
Kreuzhorst (405,57 ha) abgeschlossen werden. Magdeburg 
hatte sich östlich der Elbe um 1216,43 ha, davon 600 ha Wald, 
ausgeweitet.116 Die größte Ausdehnung des Stadtgebietes 
betrug von Süden nach Norden 18,6 km, vom Osten nach 
Westen 13,2 km. Die Länge der Stromelbe wurde mit 19,8 
km, die Alte Elbe mit 5 km vermessen. Den höchsten Punkt 
bildete der Frohser Berg mit 115 m über dem Meeresspiegel. 
Wer einmal um die Stadt zu Fuß gehen wollte, mußte 76 km 
zurücklegen.117 

Bezogen auf die Einwohnerzahl nahm 
Magdeburg im Juni 1925 unter den deut­
schen Großstädten den 17. Platz ein. Es 
fällt auf, daß im Vergleich der zwanzig 
größten Städte die Bevölkerungszunah­
me seit 1910 den zweitschlechtesten 
Wert aufwies.118 Der Prozentsatz der El­
bestadt (5,1) lag um Längen hinter dem 
der führenden Großkommunen zurück. 
Dabei ist festzuhalten, daß aufgrund der 
herkömmlichen Methode der Bevölke­
rungserfassung die genaue Einwohner­
zahl nicht exakt zu ermitteln gewesen 
war und so den offiziellen Angaben -
auch der anderen Städte - nur ein be­
grenzter Aussagewert zukommt. So 
kann heute nicht mehr festgestellt wer­
den, wann Magdeburg endlich die be­
gehrte 300.000-Einwohnergrenze er­
reicht hatte. Den Verlautbarungen des 
Städtischen Statistischen Amtes zufol­
ge gelang das im Jahre 1930. Demnach 
gab es innerhalb von zwölf Monaten ei­
nen "Bevölkerungssprung" von 8.600 
Personen. In Wirklichkeit kam jedoch 
erstmalig ein neues Erfassungssystem 
in Anwendung, nach dem statt 298.802 

Einwohner - für den gleichen Zeitpunkt anhand der bisherigen 
"fortgeschriebenen Kartei" festgestellt - 307.935 Personen 
ermittelt worden waren. Unter Berücksichtigung der beachtli­
chen Fehlerquote ist anzunehmen, daß bereits Anfang der 
zwanziger Jahre die avisierte "Hürde" (300.000 Einwohner) 
übersprungen werden konnte. Trotzdem sollen dem Leser die 
offiziellen Angaben nicht vorenthalten werden. 

Entwicklung der Einwohnerzahl der Stadt Magdeburg im Zeit­
raum von 1825 bis 1931 1 1 9 

Bei der Einwohnerentwicklung ist gleichzeitig die Mobilitäts­
quote von Bedeutung. Im folgenden soll auf einige Seiten der 
Wanderungsgewinne bzw. -Verluste näher eingegangen wer­
den. Der Umfang des Zuzuges oder des Verlassens der Kom­
mune hing im entscheidenden Maße von den wirtschaftlich-
sozialen Verhältnissen ab. Wichtige Gründe für den Zuzug in 
die Großstädte bildeten der Wunsch nach besseren Lebens-

Jahr Einwohner Jahr Einwohner 

1825 40.170 1923 297.694 

1875 87.925 1924 297.754 

1900 229.667 1925 297.020 

1910 276.423 1926 298.025 

1917 278.093 1927 298.803 

1919 286.041 1928 299.624 

1920 290.465 1929 299.330 

1921 295.770 1930 307.935 

1922 298.124 1931 308.922 
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bedingungen, günstigeren Arbeitsmöglichkeiten, höherer Le­
bensqualität und größerer persönlicher Freiheit. Vor allem in 
Zeiten des konjunkturellen Aufschwungs verstärkte sich die 
Wanderungsbewegung vom flachen Land in die Stadt, um in 
Krisenzeiten zu stagnieren oder in umgekehrter Richtung zu 
verlaufen. 

Wie in allen deutschen Großstädten, so war es auch in Mag­
deburg der zwanziger Jahre schwierig, die Wanderungen der 
Bewohner - vom Wohnungswechsel innerhalb des Stadtge­
bietes wird hier abgesehen- festzustellen. Zwischen den in 
größeren Abständen durchgeführten Volkszählungen blieb als 
einzige halbwegs zuverlässige Möglichkeit das polizeiliche An-
und Abmeldewesen. Dabei bereitete die 
exakte Ermittlung der Fortzüge Proble­
me, da jährlich ungefähr 5.000 Perso­
nen Magdeburg mit unbekanntem Ziel 
verließen.120 Eine vom Magistrat in Auf­
trag gegebene Studie zu den Einwoh­
nerbewegungen in den zwanziger Jah­
ren hat es vermocht, diese Fehlerquelle 
weitgehend auszuschalten.121 

Die Wanderungen der zwanziger Jahre 
lassen sich erst im Vergleich mit ande­
ren Großstädten, aber auch mit voran­
gegangenen Zeitabschnitten der Stadt­
geschichte einschätzen. Im Jahre 1927 
wiesen von 26 Städten mit mehr als 
200.000 Einwohnern 12 Kommunen hö­
here Zuzugsziffern aus. Magdeburg lag 
etwas über dem Durchschnitt.123 Einen 
Zuzugsboom hatte es mit 29.037 Per­
sonen in der zweiten Hälfte der achtzi­
ger Jahre des vorigen Jahrhunderts ge­
geben. Dagegen konnte zwischen 1890 
und 1910 lediglich ein Plus von 222 Per­
sonen registriert werden, dem jedoch ein 
Geburtenüberschuß von 50.633 Perso­
nen gegenüberstand. Der Wanderungs­

gewinn in den ersten Nachkriegsjahren war fast ausschließ­
lich auf den Zuzug von 5.139 Deutschen zurückzuführen, die 
aufgrund der im Versailler Friedensvertrag verfügten Geburts­
verluste im Osten ihre Heimat verlassen hatten.124 

Wenn man vom Krisenjahr 1923 absieht, so hielten sich die 
Zu- und Abwanderungen in den zwanziger Jahren fast die 
Waage. Es soll auch noch darauf verwiesen werden, daß das 
während des Krieges erfolgte verstärkte Eindringen der Frau­
en in das Erwerbsleben und die damit errungene Selbstän­
digkeit und Beweglichkeit sich bei den Wanderungen in einer 
fast völligen Parität der Geschlechter niedergeschlagen hat. 
Dabei ist der hohe Anteil der Frauen an den aus dem Umland 

Das Schloß-Café auf dem Breiten Weg 

Zuzüge und Fortzüge von Personen im Zeitraum von 1920 bis 1929122 

Jahr Zuzug Fortzug Wanderungsgewinn oder -vertust bezogen auf 1.000 Einwohner 

1920 45.546 41.219 +4.327 +14,90 

1921 36.009 34.560 +1.449 +4,90 

1922 32.547 32.640 -93 -0,30 

1923 26.501 28.515 -2.014 -6,80 

1924 27.304 26.286 +1.018 +3,40 

1925 29.004 29.014 -10 -0,03 

1926 27.548 28.347 -790 -2,70 

1927 30.522 30.227 +295 +1,00 

1928 29.947 29.748 +199 +0,70 

1929 29.245 29.390 -145 -0,50 
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Herkunft und Ziel der Wanderungen im Jahre 19291 25 

Herkunft und Ziel auf 100 Zugezogene 
entfallen 

auf 100 Fortgezogene 
entfallen 

männl. weibl. gesamt männl. weibl. gesamt 

umliegende Landkreise 21,64 33,89 27,71 18,37 29,98 24,12 

andere Regionen der 
Provinz Sachsen 

20,50 21,16 20,82 19,46 20,63 20.04 

Berlin 6,99 5,15 6,08 9,37 6,68 8,04 

andere Großstädte 16,32 10,14 13,26 17,24 11,68 14,49 

sonstiges Gebiet 31,35 27,34 29,37 24,50 25,63 25,06 

Ausland 2,75 2,24 2,50 3,29 3,20 3,24 

auf Reisen 0,44 0,08 0,26 7,77 2,20 5,01 

Im folgenden ausgewählte Angaben zur sozialen Schichtung und konfessionellen Bindung der Einwohnerschaft, 
dafür bildete eine Erhebung des Städtischen Statistischen Amtes aus dem Jahre 1925. 

Soziale Schichtung der Wohnbevölkerung der Stadt Magdeburg 19251 

Grundlage 

Soziale Schicht Erwerbstätige in% Erwerbstätige und Angehörige in% 

Selbständige 19.157 13,77 42.498 14,46 

Beamte und Angestellte 44.057 31,65 82.163 27,95 

Arbeiter 65.533 47,08 125.182 42,59 

mithelfende Familienangehörige 3.241 2,33 3.304 1,12 

Hausangestellte 7.198 5,17 7.709 2,62 

Personen ohne Beruf bzw. ohne Berufsangabe 33.103 11,26 
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Hauptbahnhof 

Magdeburgs kommenden bzw. dort hinziehenden Personen augenfällig. Das belegt auch eine Analyse der Wanderungsrich­
tungen für das Jahr 1929. 



Der Vergleich mit anderen Großstädten zeigt, daß der Anteil 
der Beamten, Angestellten und Arbeiter an der Wohnbevölke­
rung im Durchschnitt lag, während die Selbständigen unge­
wöhnlich schwach repräsentiert waren. 

Die konfessionelle Zusammensetzung der Bürgerschaft in 
"Unseres Hergotts Kanzlei" überrascht nicht. 249.462 Mag­
deburger waren evangelisch, 13.860 Personen katholisch. In 
der Stadt lebten weiterhin 4.497 Christen einer anderen Kon­
fession, 2.356 Juden und 23.784 Menschen, die keiner Kir­
che angehörten oder einen anderen Glauben hatten.128 

Neues Bauen und das Bemühen um ein 
zukunftsweisendes Gemeinwesen 

Führende Männer des Magistrats und im Dienste der Stadt 
stehende Architekten haben in den zwanziger Jahren eine 
Standortbestimmung des Baugeschehens der Vorkriegszeit 
vorgenommen und Anforderungen an den modernen Städte­
bau formuliert. In dem Vorwort zu einer Publikation über das 
Wohnungswesen der Stadt Magdeburg skizzierte der Ober­
bürgermeister die bei seinem Amtsantritt 1919 vorgefundene 
Lage. Als - so Beims - nach 1890 die Mauern und Wälle fielen, 
die Zeit "der wildesten Bodenspekulationen" um den freige­
wordenen Baugrund begann, "entstanden jene auf Gewinn 
zielenden Mietskasernen, die skrupellos jeden Quadratmeter 
Bodenfläche ausnutzen, ohne auf Gesundheit und Wohnlich­
keit für die Mieter irgendwelche Rücksichten zu nehmen. So 
entstanden neben den schmutzigen, engen und dunklen Miets­
höhlen in den Festungsgassen jene abscheulichen licht- und 
luftlosen Wohnkasernen in der Innenstadt und den Vorstäd­
ten". Der damalige Stadtverordnete wußte sich an das Jahr 
1910 zu erinnern, als versucht wurde, ein städtisches Erb­
baurecht und damit billigen Baugrund für gesunde Wohnun­
gen zu schaffen. Die übermächtige Gruppe priviligierter Haus­
besitzer brachte einen entsprechenden Antrag der kleinen 
sozialdemokratischen Fraktion zu Fall. Drohend sagte einer 
ihrer Vertreter: "Wenn Sie da draußen 500 Wohnungen auf 
billigem Gelände bauen, so werden dadurch die Mieten in der 

Alter Markt 

Aufschlüsselung der Erwerbstätigen 
nach dem Geschlecht (in Prozent)127 

Männer Frauen 

Selbständige 78,42 21,58 

Beamte und Angestellte 72,68 27,32 

Arbeiter 78,44 21,56 

mithelfende Familienangehörige 12,84 87,16 

Hausangestellte 1,01 98,99 
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Hinterhof Braunehirschstraße 

Altstadt sinken. Dazu bieten wir nimmermehr unsere Hand."129 

Bei dieser Haltung bedeutender Kreise der besitzenden 
Schichten verwundert es nicht, daß bis zum ersten Weltkrieg 
der an sich umfangreiche Wohnungsbau in der Elbestadt -
beispielsweise 1912 191 Häuser mit 1.583 Wohnungen; 
1913 158 Häuser mit 1.134 Wohnungen130 - weiterhin unzu­
mutbare Unterkünfte schuf. "Es ist erschütternd für jeden mit­
fühlenden Menschen, wenn man ihm zeigt, in welchem le­
benszerstörenden und zermürbenden Wohnelend Zehntau­
sende Mitmenschen zu hausen gezwungen sind. ... Wir wol­
len bauen so viele, so gute, so gesunde Wohnungen, wie un­
sere Kräfte nur irgendwo gestatten. Wir wollen schnell bauen. 
Vieles mußten wir erst lernen; wir versäumten manches. Das 
soll und muß nachgeholt werden! Gesunde, sonnige, freund­
liche Wohnungen schaffen, das ist die beste, wirksamste Me­
dizin gegen die Zeitübel", lautete das Credo des Oberbürger­
meisters.131 

Die Fachexperten ordneten die von Beims formulierte Aufga­
be in die Überlegungen zu einer umfassenden Modernisie­
rung der Kommune ein. Für den Magistrats- und späteren 
Stadtbaurat Johannes Gödelitz bildete die Stadt kein Muse­
um, sondern "die Forderungen des Tages setzen sich gebie­
terisch durch, und die Aufgabe besteht eben darin, auch hier­
bei die Form zu meistern. Die alte Stadt (vor 1631 M.W.) war 
darum schön gebaut, weil sie aus dem Geiste ihrer Zeit, nach 
deren Bedürfnisse geschaffen wurde .... Darum kann unsere 
heutige Stadt ebenso schön und vollkommen sein wie die alte, 
wenn sie aus dem Geiste unserer Zeit, nach unseren Not­
wendigkeiten gebaut oder umgestaltet wird."132 

Der radikalste Reformer unter den Stadtplanem und Architek­
ten war Bruno Taut, der auf hohem Niveau konzeptionelles 
Vorausdenken mit Tatwillen verband. Für Taut war Magdeburg 
das "Stiefkind unter den deutschen Städten seiner Größe".133 

Wenn ihn auch die Mietskasernenviertel, in denen die Stra­
ßen "in ihrer gleichmäßigen Öde mit den Häusern harmoni­
sieren", schockierten, so sah er jedoch in dem seit 1890 be­
gonnenen, zwischen 1908 und 1912 verstärkt fortgesetzten 
Abbruch des Festungsgürtels große Möglichkeiten für den 
zukünftigen Ausbau.134 Vor allem ging es ihm um die Bereit­
stellung von Baugrund, "der ein Zukunftsstreben tragen 
kann".135 Die Stadt sollte sich zum Fluß öffnen, und das östli­
che Ufer der Stromelbe mußte in die ins Auge gefaßte Erwei­
terung einbezogen werden. Eine wichtige Voraussetzung für 
die Erarbeitung eines städtebaulichen Gesamtkonzeptes und 
dessen Umsetzung war die Reorganisation der Bauverwal­
tung. Bereits wenige Tage nach dem Amtsantritt begann Taut, 
das Hochbauamt umzustruktuieren. Es entstanden die Abtei­
lungen Neu- und Umbauten, Verwaltung und Unterhaltung der 
städtischen Altbauten, Städtebau und Siedlungswesen (seit 
1923 Stadterweiterungs- und Siedlungsamt) und das Vermes­
sungsamt.136 Aufgabe des Hochaubamtes sollte es sein, den 
Ausbau Magdeburgs zu einem modernen großstädtischen En­
semble, zu einem Verwaltungs-, Wirtschafts-, Handels- und 
Kulturzentrum im mitteldeutschen Raum zu planen und die 
spätere Verwirklichung des Gesamtkonzeptes zu führen. 

Taut war bewußt, daß viel Aufklärung in der Bevölkerung von-
nöten sein würde, denn "uns sieht der Mietskaserneninsasse 
und Asphalttreter als bedauernswerte Idealisten und Utopi­
sten an, die nicht mit beiden Füßen auf der Erde stehen".137 

Um seine Ideen und Entwürfe nicht nur den Fachleuten, son­
dern in erster Linie den Bürgern nahezubringen, entschloß 
sich der rührige Stadtbaurat zur Herausgabe einer Zeitschrift. 
Im Herbst 1921 erschien das erste Heft des "Frühlicht. Eine 
Folge für die Verwirklichung des Neuen Baugedankens".138 

Mutig nahm Taut eine nüchterne, für den Teil der Bürgerschaft, 
der im angestaubten heimatlichen Traditionalismus schwelg­
te, befremdliche Standortbestimmung vor, indem er einleitend 
feststellte: "Von Magdeburg nimmt ein "Frühlicht seinen Lauf. 

Weißgerbersteg (1930) 
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Der Dom und seine Umgebung 

Es mag vermessen klingen und auch sein, besonders im Hin­
blick auf das Urteil über diese Stadt". Der Stadtbaurat wollte 
der Kommune mit ihren Einwohnern die große Chance eines 
echten Neuanfangs und Aufbruchs signalisieren, denn für ihn 
war das bisherige Baugeschehen "in völliger Ratlosigkeit" er­
folgt. Einen Anknüpfungspunkt für das Selbstbewußtsein konn­
te er nur in der Anlage des Domes und seiner Umgebung fin­
den, während ihn das sonstige ungeordnete "Steinwirrwarr" 
an ein großes leeres Gefäß erinnerte.139 In einer anderen Pu­
blikation stellte Taut fest, in der Baugeschichte Magdeburgs 
geht es darum, zu untersuchen, "inwieweit Baustoffe nicht bloß 
den Massen nach aufeinander geschichtet, sondern inwieweit 
sie zu einer vollkommen überzeugenden Form gestaltet [wor­
den] sind."1 4 0 Der mit derartigen Feststellungen bewußt ge­
wollte Schock sollte die städtischen Körperschaften, die Män­
ner der Politik, Wirtschaft und des öffentlichen Lebens aufrüt­
teln, sie für moderne Kommunalplanung und -entwicklung 
zugänglich machen. Daher wurden in den drei "Frühlicht"-
Heften auch dementsprechende Projekte vorgestellt.141 

Aufgrund der prekären Finanzlage Anfang der zwanziger Jah­
re waren Taut und seinen Mitarbeitern bei der Umsetzung geld­
aufwendiger Projekte die Hände gebunden. Um dennoch ein 
allen Bürgern sichtbares Zeichen für Veränderungen, für ein 
Aufbegehren gegen die Eintönigkeit der Häuserzeilen und 
gegen den Verfall der Bausubstanz zu setzen, überzeugte der 
Stadtbaurat Grundstückseigentümer, die grauen Hausfassa­
den zu beleben, um so der City ein freundlicheres Antlitz zu 
geben. Die Farbe sollte zu einem wichtigen architektonischen 
Faktor werden. Als Vorbild konnte Taut auf eine Siedlung im 
Süden der Stadt verweisen. Hier hatte er bereits in der Vor­
kriegszeit der Bitte der Gartenstadtgesellschaft Kolonie "Re­
form" entsprochen, den begonnenen Bau der Anlage weiter­
zuführen. Um die Fassaden der einfachen kleinen Häuser zu 

beleben, kamen Taut und die Siedler überein, sie kanarien­
gelb, himmelblau, schokoladenbraun bzw. dunkelrot anzustrei­
chen. Der "Bunte Weg" in Reform weckte schon damals das 
Interesse vieler Bürger. 

Ende August 1921 rief der 
Stadtbaurat in der Lokal­
presse "zum farbigen Bau­
en" auf.142 Unverzüglich ließ 
er ein Beispiel im Rathaus 
setzen. Als die Stadtväter 
aus den Sommerferien zu­
rückkamen, fanden sie das 
Truppenhaus und die Korri­
dore in hellen Farben vor.143 

Anschließend erfolgte die 
"modernistische Außenbe-
malung" des Gebäudes.144 

Die von Taut ausgelöste 
Aktion "Schutz dem Breiten 
Weg" sollte die Hauptge­
schäftsstraße mit ihrer teil­
weisen barocken Bausub­
stanz vor weiterem Verfall 
und drohendem Abbruch 
bewahren. Für ein "farbiges 
Barock" standen das Haus 
Breiter Weg Nr. 1 und der 
"Preußische Hof". Beispiel­
gebend wurde die expres­
sionistische Bemalung des 
Warenhauses der Gebrüder 
Barasch durch Oskar Fi­
scher sowie der Normaluhr 

Von Carl Krayl bemalte Normal­
uhr am Wilhelmsplatz (1921) 
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Expressionistische Bemalung des Warenhauses der Gebrü­
der Barasch am Breiten Weg durch Oskar Fischer 

und mehrerer Kioske durch Carl Krayl. Ende des Jahres 1922 
zählte man ungefähr einhundert farbig angestrichene Bauten. 
Die Stadt hatte sich ein Markenzeichen gegeben. Das "Bunte 
Magdeburg" wurde zum Ausgangspunkt der "Bewegung für 
farbige Architektur" in ganz Deutsch­
land.1 4 5 Die Berichte in der Presse lock­
ten Kunstsachverständige und Fremde 
an. Die städtischen Körperschaften be­
mühten sich, die Attraktion als Touristen­
magnet zu nutzen. So gab der Magistrat 
einen "Führer zur Besichtigung der 
Hausbemalungen" heraus.146 

Das "Bunte Bauen" wurde auch unter 
den Magdeburgern Tagesgespräch. Da­
bei waren die Meinungen geteilt. Mitglie­
der der kunstpflegenden Vereine und 
dem Modernen aufgeschlossene Bürger 
stellten sich hinter die "Buntarchitekten". 
Die im Althergebrachten tief Verwurzel­
ten waren empört. Der um sich greifen­
de Unwille wurde durch die nicht immer 
glückliche Auswahl der Objekte für eine 
Bemalung genährt. So fanden die im In­
nern und Äußeren des Schinkelbaus am 
Klosterbergegarten angebrachten Ab-

strakta wenig Freunde.147 In der Lokalpresse häuften sich die 
kritischen Stimmen. Die Organisation der Hausbesitzer, der 
Geschichtsverein und der Architekten- und Ingenieurverein ver­
faßten Eingaben. In der Stadtverordnetenversammlung am 17. 
November 1921 machten sich mit Dr. Zehle und Franz Seldte 
Vertreter der rechtskonservativen Parteien zum Sprecher de­
rer, die der vom Hochbauamt betriebenen Verschönerung der 
Stadt kein Verständnis entgegenbrachten und das Ende der­
artiger Aktivitäten verlangten. Wenn auch die Mehrheit des 
Stadtparlaments Taut, der alle Anschuldigungen in der Debat­
te zurückgewiesen hatte, für sein bisheriges Wirken dankte 
und ihm volles Vertrauen aussprach148, so nahm der Wider­
stand gegen ihn, Carl Krayl und andere in den folgenden Jah­
ren ständig zu. Beispielsweise übte ein Prof. Heyn im Oktober 
1923 in einem vom Architekten- und Ingenieurverein organi­
sierten Vortrag scharfe Kritik an den bemalten Hausfassaden, 
weil sie die Einheit der Architektur zerstören würden. Ende 
des Jahres gab Taut auf und verließ enttäuscht Magdeburg. 
Seine Mitarbeiter, vor allem Johannes Göderitz, der sich dem 
öffentlichen Kommunalbau widmete, Carl Krayl (Wohnungs­
bau) und Konrad Rühl (Stadtplanung) setzten das Begonne­
ne fort. 

Die drängendste kommunale Aufgabe der Nachkriegszeit bil­
dete der Wohnungsbau. Dazu benötigte man Grund und Bo­
den. Die Stadt, die ein Viertel des Gemeindegebietes besaß, 
war bemüht, die leider sehr verstreut liegenden Flächen durch 
eine zielgerichtete Ankaufspolitik abzurunden. Obwohl seit 
1919 Bewegung in den Grundstücksmarkt gekommen war, 
konnten bei den hohen Bodenpreisen nur begrenzte Erfolge 
erreicht werden.149 Beispielsweise hatte im Auftrage des Ma­
gistrats Stadtrat Dr. Mende im November 1918 mit Vertretern 
der Siedlungs-Gesellschaft "Sachsenland" beraten, um kurz­
fristig in der Nähe der Kolonie "Hopfengarten" 1.000 Klein­
wohnungen errichten zu lassen. Jedoch ließen Verhandlun­
gen mit dem Grundeigentümer - Kloster Unser Lieben Frauen 
- keine schnelle Lösung erwarten.150 

Bereits während des Krieges mußten sich die städtischen 
Körperschaften der Behebung des Wohnungsmangels stel­
len. Bei der fast völlig ruhenden Bautätigkeit nahm die Woh­
nungsnot ständig zu, da die Rüstungsindustrie weitere Arbeits­
kräfte aus den Dörfern in die Stadt gezogen hatte. Der Magi­
strat gewährte Hausbesitzern Darlehen, wenn sie bereit wa­
ren, leerstehende Räume oder Dachgeschosse zu Wohnun-

Werbung für das "Bunte Magdeburg" 
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Das "Bunte Rathaus" 

gen umzubauen. Unter Inanspruchnahme städtischer Finan­
zen entstanden einige Baracken, so im letzten Kriegsjahr 18 
Wohnhausbaracken mit 226 Notbehelfswohnungen.151 Das 
Wohnungsamt richtete den Wohnungsnachweis ein. Entspre­
chend einer Polizeiverordnung war jeder Hauswirt verpflich­
tet, freie Wohnungen, Schlafstellen und möblierte Zimmer zu 
melden.152 Wegen der großen Obdach­
losigkeit mußten ab April 1919 auch alle 
Hotels und Pensionen erfaßt werden. Mit 
dem Inkrafttreten der Reichs-Wohnungs-
mangelverordnung vom September 1919 
begann eine generelle Zwangsbewirt­
schaftung des vorhandenen Wohnrau­
mes. Danach konnte kein Gebäude bzw. 
Gebäudeteil abgerissen werden. Alle 
Räume, die bis zum Herbst des Vorjah­
res - die Reichswohnungszählung vom 
Mai 1918 hatte in Magdeburg 78.836 "be­
wohnbare" Unterkünfte ermittelt153 - als 
Wohnung genutzt worden waren, durften 
nicht anderweitig in Anspruch genommen 
werden. Appelle des Magistrats, die zur 
Abwanderung aufriefen und vom Zuzug 
abrieten, blieben wirkungslos. Im März 
1923 erließ die Stadtverwaltung sogar 
Richtlinien, nach denen Prämien für das 
Freimachen von Wohnraum und für das 
Zusammenziehen mehrerer Familien ge­
zahlt werden sollten.154 

Alle Maßnahmen und Verfügungen konnten jedoch den akuten 
Notstand nicht beheben. Das Gegenteil war der Fall. Hatte man 
während des Krieges einen ungefähren Bedarf von 4.000 Un­
terkünften ermittelt, so fehlten 1922 bereits 9.000 Wohnungen. 
Es mußte gebaut werden, aber dafür mangelte es am Geld. In 
den ersten Nachkriegsjahren bewegte sich das Baugeschehen 

Werbung für das "Bunte Magdeburg' 
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in einem sehr be­
scheidenen Rahmen. 
Zwischen 1918 und 
1921 wurden bei In­
anspruchnahme von 
Darlehen des Rei­
ches zwischen 600 
und 950 Neubauwoh­
nungen, davon über 
die Hälfte sogenann­
te Notwohnungen, er­
richtet.155 Schwer la­
stete auf der Kommu­
ne die Unterhaltung 
der ihr gehörenden 
Häuser und Gebäu­
de, die an rund tau­
send Geschäftsinha­
ber und Familien ver­
mietet waren. Magi­
stratsbaurat Gödelitz 
schrieb: "Die jetzige 
Wohnungsnot zwingt 
aber, auch die elend­
sten Behausungen 

bestehen zu lassen, und so ist die Stadt in der traurigen Lage, 
zur Erhaltung von Gebäuden, die dem Verfall geweiht sind, er­
hebliche Mittel aufwenden zu müssen".156 Der insgesamt un­
haltbare Zustand setzte die städtischen Körperschaften immer 
mehr unter Druck. Im Juni 1922 legte der Magistrat in der Stadt­
verordnetenversammlung ein Wohnungsbauprogramm für zehn 
Jahre vor. Zur Behebung der Wohnungsnot und in Erwartung 
weiterer Behörden- und Industrieansiedlungen in Magdeburg 
sollten jährlich 900 Wohnungen entstehen. Die Magistratsvor­
lage schränkte selbst ein, daß die Zielstellung wegen des feh­
lenden Geldes augenblicklich nicht zu verwirklichen sei. 1 5 7 

Nach der Besserung der allgemeinen Lage stand einem mit 
öffentlichen Mitteln subventionierten sozialen Wohnungsbau 
nichts mehr im Wege. Auf der Grundlage der vom Reich und 
vom Staat Preußen geschaffenen rechtlichen Voraussetzun-

Der Vorsitzende des "Vereins für Klein­
wohnungswesen" Willy Plumbohm 

Hermann-Beims-Siedlung 

geh übernahmen die Kommunen dessen Ausführung.158 In 
Magdeburg sahen sich die städtischen Körperschaften nicht 
in der Lage, die Aufgabe des Bauherren zu übernehmen. Da­
her kam es zu einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit mit 
den meistens vor dem Kriege entstandenen gemeinnützigen 
Wohnungsbaugenossenschaften. Es gab 16 Bauvereinigun­
gen, so den "Spar- und Bauverein", den "Mieter-Bau-und Spar­
verein", die "Gartenstadtgesellschaft Kolonie Reform", die "Ge­
meinnützige Baugenossenschaft", die "Baugenossenschaft für 
Kleinwohnungen Fermersleben", die "Heimstättenbaugenos­
senschaft Magdeburg", die "Heimag". Bereits 1921 hatten sich 
die Genossenschaften zum "Verein für Kleinwohnungswesen 
G.m.b.H." zusammengeschlossen, dessen Leitung der Sozi­
aldemokrat Plumbohm übernahm. Die Stadt wurde unter fi­
nanzieller Beteiligung Gesellschafter. Das vom Magistrat be­
reitgestellte Geld wurde durch die entsprechend einer Ver­
ordnung des Staates Preußens vom 1. April 1924 erhobene 
Hauszinssteuer und eine Kommunalsteuer, die Wohnungsbau­
abgabe, aufgebracht. Nach dem Ende der Inflation stiegen 
die so erzielten Einnahmen, die den Genossenschaften als 
günstig verzinste Darlehen gewährt wurden, auf jährlich meh­
rere Millionen Mark (1927 5,5 Millionen Mark) an. 1 5 9 Mit Ei­
genkapital, Krediten der Stadtsparkasse und Arbeitgeberdar­
lehen waren die Genossenschaften, die das benötigte Bau­
land im Erbbaurecht von der Stadt erhielten, nun in der Lage, 
ein großzüges Bauprogramm in Angriff nehmen zu können. 
Sie wurden zum Träger des "Neuen Bauwillens". Zwischen 
1925 und 1930 betrug ihr Anteil am Wohnungsbau der Stadt 
zwischen 90 und 95 Prozent. Die von der "Neuen Sachlich­
keif geprägten, weitgehend in der modernen Kubusform aus­
geführten Hausreihen brachten im Vergleich mit den Mietska­
sernen der Wilhelminischen Ära den Bewohnern - meist Be­
amte, Angestellte und Arbeiter - Luft, Licht, Sonne sowie bes­
sere Sanitäranlagen. Sie waren eingebettet in Gärten, Rasen 
und Baumreihen. 

Der erste Komplex - die spätere "Hermann-Beims-Siedlung" 
(Architekten: Gauger, Zabel, Rühl) entstand zwischen 1925 
und 1928 an der Großen Diesdorfer Straße. Die hier gebau­
ten 2.100 Wohnungen sind eines der frühesten und zugleich 
überzeugendsten Beispiele des modernen Massenwoh­

nungsbaus in der ersten Hälfte dieses 
Jahrhunderts. Weitere Siedlungen folg­
ten an der Berliner Chaussee (1927-
1930, 800 Wohnungen, Architekten: 
Worm, Krayl), in Westerhüsen (1927-
31, Architekten: Rühl, Gauger), Brück­
feld zwischen Cracauer Straße und 
Büchnerstraße (1928-30,400 Wohnun­
gen, Architekten: Krayl, Göderitz, Wahl­
mann) und Neustadt - die Bancksche 
Siedlung (1929-31, 450 Wohnungen, 
Architekten: Krayl, Göderitz, Wahl­
mann).1 6 0 

Im kommunalen Wohnungsbau setzte 
Magdeburg in dem Nachkriegsjahr­
zehnt national und auch international 
mit die Maßstäbe. Von 1919 bis 1932 
entstanden über 12.000 Wohnungen für 
42.000 Menschen.161 Trotzdem blieb bei 
der ständigen Zunahme der Einwohner 
- Ende 1931 lebten in der Stadt 308.922 
Personen - die Wohnraumsituation wei­
terhin sehr angespannt. Im Jahre 1927 
hatte das Statistische Amt der Stadt 
7.000 wohnungslose Haushalte erfaßt. 
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Zwischen den modernen Siedlungen und den Altbauten - in 
denen nach wie vor die meisten Arbeitnehmer lebten - klaffte 
die Wohnqualität weit auseinander. Nicht von ungefähr stellte 
der Oberbürgermeister in der Stadtverordnetenversammlung 
fest, "daß er über die Zustände in sehr vielen Arbeiterquartie­
ren grauenerregende Mitteilungen erhalten habe".163 Beson­
ders große Sorgen bereitete die Altstadt. Entsprechend einer 
vom Magistrat in Auftrag gegebenen Untersuchung waren hier 
von 1.520 Wohngrundstücken mit ungefähr 12.600 Wohnun­
gen mehr als ein Viertel abbruchreif und ein noch größerer 
Teil als höchst ungesund eingestuft worden. Eine im Jahre 
1927 von der Stadt herausgegebene Publikation beschrieb 
das Wohnungselend in der Altstadt.164 In den eng bebauten 
Straßenzeilen überwogen Häuser mit zu niedrigen Räumen. 
Die Wände waren feucht, das Fachwerk oft angefault, Höfe 
von einer Größe zwischen 6 und 20m2 die Norm. 2.197 Woh­
nungen wurden als überbelegt eingestuft, 1.498 Unterkünfte 
besaßen keine Küche. In 1.636 Fällen 
mußten 3 Familien eine Toilette - von 
denen sich 676 auf dem Hof befanden -
benutzen. Auf 431 Grundstücken kam 
auf 5 bis 8 Haushalte ein Abort. Ein im 
September 1932 vom Stadtbaurat Gö­
deritz vorgelegter Sanierungsplan für die 
Altstadt - der das Projekt zum Schwer­
punkt des Arbeitsbeschaffungspro­
gramms machen wollte - nannte die Din­
ge beim Namen. Göderitz verlangte un­
verzügliches Handeln und erwartete be­
friedigende Ergebnisse "nur durch radi­
kale Maßnahmen, nämlich die Nieder­
legung ganzer Stadtviertel, mindestens 
von Straßen oder Baublocks..."165 

Die in den zwanziger Jahren spürbar zu­
genommenen behördlich-kommunikati­
ven und wirtschaftlich-sozialen Erforder­
nisse, aber auch die gewachsenen An­
sprüche an das Image und Prestige der 
Stadt verlangten nach neuen, modernen 
Kommunalbauten. Diesbezügliche Ent­
würfe und Projekte lagen in den Schreib-

Siedlung an der Berliner Chaussee 

tischen des Hochbauamtes, konnten jedoch wegen des Geld­
mangels der öffentlichen Hand nur zögernd in Angriff genom­
men werden. Dringend erforderlich waren Markt- und Ausstel­
lungshallen, um Magdeburgs Stellung im Umschlag mit Vieh 
und agrarischen Produkten sowie als Einkaufszentrum land­
wirtschaftlicher Geräte und Maschinen nicht zu gefährden. Im 
Jahre 1922 entstand als erster kommunaler Großbau der Nach­
kriegszeit die von den Architekten Taut und Göderitz entwor­
fene "Halle Land und Stadt". Der langgestreckte Bau wird von 
einer Eisenbetondecke skeletthaft überspannt. Auch die wäh­
rend des Krieges und in der Inflationszeit unterbliebene Mo­
dernisierung der für die Versorgung der Bevölkerung wichti-
gen kommunalen Einrichtungen und Unternehmen setzte nun 
ein. Dazu zählten auf dem Schlacht- und Viehhof die Klein­
viehmarkthalle (1923), die Großviehmarkthalle (1924), der Koh­
lenbunker (1924) und die Viehmarkthalle (1926). Die Städti­
schen Gaswerke ließen ein neues Apparatehaus (1926) er-

Siedlung "Neue Heimat in Westerhüsen 

Kommunaler Wohnungsbau 
in der Stadt Magdeburg (1919-1932) 

1 6 

Jahr fertiggestellte 
Wohnungen 

Jahr fertiggestellte 
Wohnungen 

1919 81 1927 1.545 

1920 188 1928 1.657 

1921 173 1929 1.985 

1922 280 1930 2.000 

1923 230 1931 1.100 

1924 252 1932 300 

1925 1.013 

1926 1.131 

gesamt: 12.167 
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Skizze der "Halle Land und Stadf' von Bruno Traut 

richten. Zu den klar gegliederten Zweckbauten jener Jahre 
gehören auch das Bürogebäude des Städtischen Elektrizitäts­
werkes (1923), das Umspannwerk Buckau (1926) und der Chir­
urgische Pavillon im Krankenhaus Sudenburg (1926).166 

Da 90 Prozent der Wohnungen in der Elbestadt kein Bad be­
saßen, beförderte der Magistrat die Errichtung von öffentli­
chen Volksbädern. In Südost (1926) und in der Sudenburg 
(1928) entstanden asymetrisch angelegte, rationell ausgerich­
tete Baukörper als herausragende Beispiele der neuen Zweck­
architektur, denen mit der würfelförmig gestalteten Versuchs­
schule am Sedanring und der eingeschossigen Volksschule 
in Rothensee (1925) - beide von Göderitz - zwei richtungswei­
sende Bauten für ein "Neues Lehren und Lernen" zur Seite 
gestellt worden sind. 

Die meisten architektonischen Schöpfungen des Hochbauam­
tes sind klinkerausgefachte bzw. -verkleidete, mit viel Glas ver­
sehene Stahlbetonbauten, bei denen die konstruktiven Mög­
lichkeiten von Eisenbeton und Stahlskelett bewußt genutzt wor­
den sind. Dafür stehen als die drei bedeutendsten Einzelbau-

"Halle Land und Stadt (1922) 

ten der Elbestadt in den zwanziger Jahren die Allgemeine Orts­
krankenkasse an der Lüneburger Straße, das Fernmeldeamt 
an der Listemannstraße und die Stadthalle im Rotehompark. 

Der von Carl Krayl und Max Worm entworfene, 1926/27 aus­
geführte dunkelrote Klinkerbau der Ortskrankenkasse zeich­
net sich vor allem durch das vertikale Strebepfeilersystem und 
die in der Mitte des Bauwerks eingefügte breite Glaswand aus. 
Das in den Jahren 1925 bis 1927 errichtete Femmeldeamt ist 
ein kubischer, im strengen Pfeiler-Fenster-Reiler-Rhythmus 
gegliederter, unter Nutzung gesinterter Klinker ausgeführter 
Baukörper, der über dem Eingangsbereich mit plastischen Ar­
beiten von Fritz Maenicke und Max Roßdeutscher geschmückt 
ist.1 6 7 

Das Fehlen einer Stadthalle wurde bereits vor dem ersten Welt­
krieg von den Magdeburgern schmerzlich empfunden. Wie­
derholt hatten die städtischen Körperschaften und die Öffent­
lichkeit deren Bau erörtert. Finanzielle Probleme, vor allem 
jedoch der in der Innenstadt nicht vorhandene Baugrund, scho­
ben die Verwirklichung des Projektes immer wieder hinaus. 

Als nach dem Krieg die Säle 
in der Stadt an Kinounter­
nehmen vermietet wurden, 
verlangte die Bürgerschaft 
immer dringender nach einer 
generellen Lösung. Der im 
Jahre 1922 unternommene 
Versuch, im Zusammenhang 
mit der Übernahme der Mit­
teldeutschen Ausstellung 
eine Stadthalle zu errichten, 
scheiterte am leeren Stadt­
säckel. Erst mit dem einset­
zenden wirtschaftlich-finanzi­
ellen Konsolidierungsprozeß 
stellte sich die Frage neu. Im 
September 1924 berief der 
Magistrat einen Ausschuß -
dem unter anderem Mitarbei­
ter des Hochbau- und des 
Stadterweiterungsamtes an­
gehörten -, der Vorschläge 
über die Gestalt und den 
Standort der Stadthalle erar­
beiten sollte. Der Ausschuß 
schlug als Baugrund das öst-
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Geschäftiges „Treiben" vor dem Anbau der Großviehmarkthalle auf dem Schlachthofgelände 

liche Ufer der Stromelbe vor. Da das Gelände der Zitadel­
le noch nicht zur Verfügung stand, empfahl das Hochbau­
amt für das Terrain nördlich vom Heinrich-Heine-Platz "den 
Entwurf für einen Zweckbau herzustellen, der, obwohl in 
einfacherer und leichterer Bauart (als ein ursprünglich avi­
sierter Prunkbau M.W.) gedacht, trotzdem ein würdiges 
Aussehen und eine Haltbarkeit von Jahrzehnten haben soll­
te". 1 6 8 

Mit der Umsetzung des Stadthallenprojektes geriet der Ma­
gistrat zunehmend in Zugzwang. Kreise der Wirtschaft und 
des Handels verlangten endlich Taten. So kündigte im Fe­
bruar 1925 Rechtsanwalt Dr. Zehle im Stadtparlament eine 
Initiative des Verkehrsvereins an, mit Spenden der Bürger 
notfalls eine "private Stadthalle" bauen zu wollen.169 In die­
ser Situation kam den Stadtvätern der Vorschlag zur Aus­
richtung der Deutschen Theaterausstellung sehr gelegen. 
Die dazu notwendigen Neubauten schlossen die Stadthalle 
ein. Am 21. September 1926 war für das von Gödelitz pro­
jektierte Bauwerk Grundsteinlegung. Um die Stadthalle bis 
zum Ausstellungsbeginn fertigstellen zu können, wurde der 
ursprüngliche Entwurf auf den Saal - Gödelitz nannte ihn 
die Elbehalle - reduziert. In Tag- und Nachtschichten -
zwischen 100 und 500 Arbeiter und Handwerker wurden 
auf der Baustelle beschäftigt - konnte die Halle in neun 
Monaten errichtet werden. Am 28. Mai 1927 wurde sie ein­
geweiht. Einen von Ilse Molzahn verfaßten Weihespruch 
trug der Schauspieler Lothar. Bühring vor. Ansprachen von 
Oberbürgermeister Beims und Stadtbaurat Göderitz so­
wie die Egmont-Ouvertüre vervollständigten das Proto­
koll.1 7 0 Ein Jahr später erhielt die Stadthalle eine teilweise Der Kohlenbunker auf dem Schlachthofgelände 
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